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Intro 


Das ist es - das Album 


Schon kurz nach den Anschlägen hat sich eine 
Diskussionsgruppe innerhalb des Basisgruppen- 
listenspektrums herausgebildet, mit dem Ziel, 
sich ein Bild von und eine Meinung über die 
aktuellen Ereignissen zu machen. Diese Bemü- 
hungen wurden jedoch von den folgenden Er- 
eignissen überrollt. Was ihr nun in der Hand 
haltet, beinhaltet die Ergebnisse eines Diskussi- 
onsprozesses, der nicht als abgeschlossen be- 
trachtet werden sollte. 


Wie ihr merken werdet beschäftigt sich kein Text 
explizit mit dem Krieg in Afghanistan. Wie 
kommt’s? Ein Grund dafür war u.a. unsere Er- 
fahrung mit dem Antikriegsbündnis in Göttin- 
gen. Wir hatten so unsere Probleme mit dem 
Bündnis, sahen zu schnell und zu einseitig den 
Blick nach alter linker Antiimpmanier auf Ame- 
rika gerichtet. Unserer Meinung nach wurden die 
Anschläge auf die USA kaum reflektiert, son- 
dern der bevorstehende Krieg in Afghanistan als 
ein normaler imperialistischer Krieg betrachtet, 
der nichts mit den Anschlägen in den USA zu 
tun habe. Insbesondere eine klare Positionierung 
gegen Antisemitismus fehlte uns. Diese ist aber 
nach den Anschlägen, die einen antisemitischen 
Charakter trugen und der als ein Grund für die 
Anschläge immer wieder ins Spiel gebrachte 
Nahostkonflikt eine Notwendigkeit für eine kri- 
tische linke Position. Die Positionierung gegen 
den Antisemitismus wurde von einem Teil des 
Bündnisses u.a. abgelehnt, da es mit den Krieg 
in Afghanistan nichts zu tun hätte und nicht 
konsensfähig sei. Auf der vom Antikriegs- 
bündnis (welches wir in der Zwischenzeit ver- 
lassen hatten) organisierten Demonstration wur- 
de uns dann von einem „linken Genossen“ vor- 
gehalten „Zionismus sei SS“, außerdem würden 
die Israelis einen Holocaust an den 
PalästinenserInnen verüben und die Anschläge 


in den USA hätte eh der israelische Geheim- 
dienst verübt. Die Bestätigung, dass auch ande- 
re der Meinung sind, die Terroranschläge und 
der Krieg hätten etwas mit Antisemitismus zu 
tun, hätten wir gerne weniger drastisch bekom- 
men. Eine kritische linke Antikriegsposition darf 
nicht auf Grund von Konsensfähigkeit zentrale 
Punkte aussparen. Deshalb haben wir Punkte, 
die wir für zentral hielten, in den Mittelpunkt 
dieser Publikation gestellt, in der Hoffnung das 
sie zur Diskussion anregen und sich eine kriti- 
sche Antikriegsposition herauskristallisieren 
kann. 


Unsere Texte beinhalten folgende Schwerpunk- 
te: Während der erste Artikel die Behauptung 
aufstellt,dass sich linke Politik nicht auf Ressen- 
timents berufen darf (und in einem kurzen Text 
auf die Antisemitismusdefinition in einem Göt- 
tinger autonomen Medium eingegangen wird), 
werden im nachfolgenden Text, der sich mit dem 
gescheiterten Friedensprozess in Israel/Palästi- 
na beschäftigt,einige populäre Analysen des 
„Friedensprozesses“ kritisch analysiert.Im an- 
schließenden Text geht es um die machtpoliti- 
schen Ambitionen von Deutschland. Zu 
schlechterletzt passieren auch innenpolitisch 
gerade eine Menge unglaubliche Dinge, wofür 
die derzeitige Stimmung endlich günstige Rah- 
menbedingungen bietet.Rasterfahndung und 
Schily-Pakete haben bisher nicht zu besonders 
lauten Aufschreien geführt... 

Als Bonustrack findet Ihr auch noch unser Flug- 
blatt anlässlich des Bundestagsbeschlusses zur 
Bereitstellung deutscher SoldatInnen für mög- 
licherweise weltweite Kampfeinsätze.Unsere 
Texte sollen einen Einblick in bisherige Diskus- 
sionen bieten und vielleicht (hoffentlich) ein paar 
Denkanstösse geben. 
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„Who the fuck is A....“ 


„Let’s talk about Antisemitismus und Antiamerikanismus (right here, right now)“ 


1.) 


Streit zwischen Linken ist nichts 
Ungewöhnliches. Der Dissens, 
wie er sich nach den Anschlägen 
vom 11.09. in den USA zwischen 
den eher bürgerlichen Gruppen 
der Friedensbewegung und einem 
Teil der linksradikalen Szene Göt- 
tingens auf der einen, und den 
sogenannten „antideutschen“ 
Gruppen auf der anderen Seite 
darstellt, scheint aber darauf hin- 
zuweisen, daß es so etwas wie 
einen gemeinsamen Grund- 
konsens nicht (mehr?) gibt. Zu- 
mindest wird uns - auch dem [a:ka] 
und anderen „Antideutschen" - 
bedeutet, daß wir uns von linken 
Positionen verabschiedet haben. 
Kriegstreiberei, Rassismus, Natio- 
nalismus sind einige der Etiketten, 
mit der unsere Positionen bezeich- 
net werden. 


Tatsächlich ließen bereits die er- 
sten Reaktionen erkennen, daß es 
zwei grundsätzlich unterschiedli- 
che Wahrnehmungen der Situati- 
on gibt. Die große Mehrheit der 
sich als links oder friedensbewegt 
verstehenden Gruppen sah in den 
Anschläge in New York und Wa- 
shington eine Reaktion auf die 
Politik der USA, die sie in impe- 
rialistischer Manier mit dem „Krieg 
gegen Terror“ fortsetzen würde. 
Das bestimmende Thema der Er- 
klärungen und Diskussionen war 
folglich der Protest gegen den 
anstehenden Krieg der USA. 


Einigen anderen Gruppen, zu de- 
nen auch wir gehören, ging das zu 
schnell. Die Deutung der Anschlä- 
ge als (falsche oder verständliche) 
Reaktion auf die Politik der USA 
erschien uns fraglich, und wir ha- 
ben diese Taten ernster genom- 
men als die, die in ihnen nichts 
weiter sahen als den Anlaß, den 
die USA für einen neuen, „impe- 
rialistischen“ Krieg benutzen. 
Auch schien uns das schnell ge- 
äußerte „Krieg ist keine Lösung“ 
in seiner Allgemeinheit wenig lin- 


ke Kritik zu enthalten, und von ei- 
ner „Logik des Krieges“ zu spre- 
chen war uns zu nahe an der 
Kriegshysterie, die die deutsche 
Bundesregierung so willig schür- 
te. Weder die Verschärfung des 
Einwanderungsrechts, noch der 
Sicherheitswahn und auch nicht 
die „neue weltpolitische Rolle 
Deutschlands“, die sofort gefor- 
dert wurde, ließen sich unserer 
Ansicht nach aus dem Terror und 
den angekündigten militärischen 
Reaktionen der USA erklären. Wir 
sahen es als dringende Aufgabe 
linker Kritik, es denen schwerer zu 
machen, die durch allgemeine 
Panik und moralisch statt politisch 
geführte Debatten die Tatsachen 
vernebeln wollten. 


Bald wurde klar, daß unsere Po- 
sition auf Unverständnis und zu- 
nehmende Ablehnung stieß. Je 
mehr wir zur Kenntnis nahmen, 
was linke und friedensbewegte 
Gruppen in den folgenden Wo- 
chen äußerten, desto eindeutiger 
haben wir festgestellt, daß wir Teil 
einer solchen Anti-Kriegs- 
bewegung weder sein können 
noch wollen. In Göttingen führte 
das dazu, daß wir gemeinsam mit 
dem [a:ka] das Anti-Kriegs-Treffen 
verlassen haben. Warum das ge- 
schehen ist, erklären mittlerweile 
Gerüchte und Uhnterstellungen. 
Daher schildern wir es hier noch 
einmal selbst. Um nicht einfach mit 
einer Provinzposse zu langweilen, 
beziehen wir uns auch auf die bun- 
desweiten Diskussionen, zumal 
die Aussagen und Erklärungen 
verschiedenster Gruppen der 
Antikriegs-Bewegung den Kontext 
bilden, zu dem sich auch eine 
Bewegung in Göttingen verhalten 
muß. 


Die bisherigen Reaktionen auf die 
„antideutschen Positionen“ sind 
weniger von Argumenten geprägt 
als von der offenkundig beunruhig- 
ten Frage, warum es diese merk- 


würdigen Positionen überhaupt 
gibt. Unterstellt wird dabei, daß 
die, welche diese Positionen ver- 
treten, mit unlauteren Mitteln ver- 
suchen, die „Linke“ zu diskreditie- 
ren, und sich bei Israel, den USA 
und projektiv auch Deutschland 
liebkind machen wollen - schließ- 
lich laufen in jedem Krieg Linke zu 
„den Mächtigen“ über. Die Argu- 
mentation der „Antideutschen" sei 
rassistisch, ihre Haltung arrogant, 
und die Kritik des Antisemitismus, 
die bei ihnen aus unbekannten 
Gründen im Mittelpunkt steht, 
nutzten sie als „Moralkeule“. Eine 
Diskussion mit ihnen sei daher 
schwierig oder unmöglich. 


Dennoch möchten wir - obwohl 
auch wir zu diesen ominösen „An- 
tideutschen“ gezählt werden - ei- 
nen neuen Versuch machen, die 
Diskussion zu eröffnen. Wir hal- 
ten uns an die drei Punkte, in de- 
nen uns das größte Unverständ- 
nis trifft. Was ist Antiamerikanis- 
mus, was hat das ganze mit Anti- 
semitismus zu tun und wer redet 
mit welcher Absicht wann von Is- 
rael? 


2. Antiamerikanismus 


„...Die USA - genauer: der Welt- 
polizist - hat sich als verwundbar 
erwiesen (und sei es nur durch 
den Geheimdienst einer befreun- 
deten Macht). Das ist das Wesen 
des Ereignisses vom 11. Septem- 
ber 2001... 

Als die aggressivste imperialisti- 
sche Macht prägten die USA das 
20. Jahrhundert. Sie führten die 
Massenvernichtung (Hiroshima 
und Nagasaki) sowie daran an- 
knüpfend die globale Geiselnah- 
me (Drohung mit Kernwaffenein- 
satz), die Verschuldung der ande- 
ren Nationen sowie die „Militär- 
hilfe“ als Mittel der Kriegsführung 
ein. Das Ergebnis ist die Herab- 
würdigung fast aller anderen Na- 
tionen zu Vasallen der Global- 


macht...“ 

„Der Luftschlag vom 11. Septem- 
ber 2001 ist die Markierung der 
Globalisten als Aggressoren durch 
die geschundenen und abgewei- 
deten Völker.“ 


Der letzte Satz verdient trotz sei- 
ner verqueren Formulierung Auf- 
merksamkeit: Die Attentate vom 
11.09. richteten sich gegen eine 
globalisierte Welt unter der Füh- 
rung der USA. Die Attentate zeig- 
ten auf, wer der eigentliche Ag- 
gressor ist - nämlich die „aggres- 
sivste imperialistische Macht.“ Sie 
agiert in einer Welt, die „von Ver- 
einzelung des Individuums“ ge- 
prägt ist „auf der Grundlage einer 
Techno-Zivilisa- 
tion, in der der 
Einzelne seines 
Willens - damit 


seiner Freiheit - PTEAZORSTAN 
verlustig geht, A 

indem er durch OoZeBExi 
die Bedarfs- A 


weckungs- 
industrie (Wer- 
bung) wie mit 
unsichtbaren 
Schläuchen an 
die Herz-Lun- 
gen-Maschine 
des sich selbst- 
verwertenden 
abstrakten Wer- 
tes (des Kapi- 
tals) ange- 
schlossen ist.“ 

Vieles von dem, 
was hier gesagt 
ist, kann als 
common-sense- 
Analyse des 11.09. auch in linken 
Zusammenhängen durchgehen: 
die USA als Aggressor, als „impe- 
rialistische Macht‘, die sich gegen 
die Völker der Welt richtet, die zer- 
störerische Macht des „selbst- 
verwertenden abstrakten Wertes“ 
in kriegerische Politik verwan- 
delnd. Es sind diese Positionen 
und Haltungen, die wir als Res- 
sentiment und Antiamerikanismus 
bezeichnen, und zwar nicht nur, 
wenn sie, wie in den angeführten 
Zitaten, vom „Deutschen Kolleg“ 
Horst Mahlers formuliert werden. 
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Als Ressentiment haben wir die 
Reaktion wahrgenommen, in der 
die Anschläge als Bestätigung der 
eigenen Überzeugung genommen 
wurden. In einem sehr großen Teil 
der Anti-Kriegs-Bewegung wird in 
unterschiedlichster Form ein Ge- 
danke zum Ausdruck gebracht: 
Es ist die Politik der USA, die die 
Ursache, der Grund oder die Er- 
klärung für die Anschläge ist. Ob 
das als Rechtfertigung verstanden 
wird („So was kommt von so 
was‘), ob als Erklärung, immer 
zielt diese Argumentation auf eine 
Rationalisierung der Tat. So sieht 
das hier nur beispielhaft zitierte 
Duisburger Friedensforum in den 
Anschlägen nicht die Absicht, „in 
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AT WE END OF 


Für traditionelle Antiimperialistinnen ist ein Krieg der USA je- 
weils leicht zu erklären: Es geht immer nur um Öl! 


erster Linie Menschen zu treffen“, 
denn dann „hätten sie andere Zie- 
le wählen können. Ziele der Ter- 
rorangriffe (...) waren die Symbo- 
le der wirtschaftlichen und militä- 
rischen Macht der USA‘. Da ha- 
ben die US-BürgerInnen ja noch 
mal Glück gehabt. 


Auch ein toter Amerikaner ist ein 
schlechter Amerikaner. Von der 
„obszönen Trauer“ war die Rede, 
die Reichen und Mächtigen von 
New York auf sich zögen, während 
die „Weltordnung", die in New York 
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und Washington angegriffen wor- 
den sei, jeden Tag mehr an Toten 
weltweit produziert, um die nie- 
mand trauere. „Vielmehr schlägt 
nun bei vielen Linken die eigene 
Klassenlage durch. Als 
Metropolenbewohnerln war 
mensch nicht nur schon einmal als 
TouristIn auf dem World Trade 
Center, auch ein Angriff auf den 
Potsdamer Platz scheint nicht 
mehr ausgeschlossen. Der stum- 
me Zwang der Verhältnisse ist je- 
doch meist gewaltiger als es eine 
einzelne militante Bewegung sei- 
en könnte. Was ist beispielsweise 
mit der gegenwärtigen Hungers- 
not in Zentralamerika, die auf den 
Zerfall der Kaffeepreise auf dem 
Weltmarkt 
zurückgeht? 
Warum sollte 
den USA also 
das Recht 
eingeräumt 
werden, in ei- 
gener Sache 
zu intervenie- 
Men 
schreibt die 
gruppe 
demontagei, 
und auch 
darin ersetzt 
Ressenti- 
ment die Kri- 
tik: Der kleine 
Unterschied, 
daß das 
World-Trade- 
Center ge- 
troffen wur- 
de, der An- 
griff auf den 
Potsdamer Platz aber nur (in der 
Wahrnehmung der „demontage‘) 
möglich ist, wird so unerheblich. 
Die Beobachtung, daß der Kaffee- 
preis „zerfällt“, wird zum Argument 
dafür, daß die USA „in eigener Sa- 
che“ nicht intervenieren dürften. 
So wird der „stumme Zwang der 
Verhältnisse“ konkretisiert, wird 
einer Macht als Intention unter- 
stellt und kann also moralisch be- 
wertet werden. Die Kritik an dem 
„stummen Zwang der Verhältnis- 
se“ wird so ersetzt durch Moral: 
die USA folgen ja offenkundig kei- 
nem Zwang, sondern intervenie- 


Antisemitismusdefinition im EinSatz 


Der „Einsatz — Zeitung für autonome Politik” versucht in Nr. 50 etwas halbherzig, die Kritik am Antisemitismus der Anschlä- 
ge in ihre Argumentation aufzunehmen. Dabei sitzen sie einem Mißverständnis auf, das zu beleuchten vielleicht zum Ver- 
ständnis beiträgt: 

„In einem weiteren Punkt gibt es schr unterschiedliche Beurteilungen der Lage. Die Anschläge auf das WTC einfach als 
Ausdruck ‘religiösen Fanatismus’ abzutun, wie es große Teile der bürgerlichen Öffentlichkeit betreiben, greift freilich viel zu 
kurz. Waren doch mit Pentagon und WTC keine zufälligen Ziele ausgewählt worden, sondern Symbole amerikanischer und 
kapitalistischer Macht. Jein, in erster Linie sind weder Pentagon noch WTC Symbole. Sie können in einem bestimmten Kon- 
text, in bestimmten Sichtweisen dazu werden. Symbole aber für „amerikanische und kapitalistische Macht“? Kann man das 
in eins selzen oder müßte nicht gerade überlegt werden, ob der Kapitalismus nicht etwas Allgemeineres ist als die USA? 
Tatsächlich ist v.a. das WTC, weniger die reale Zentrale des US-Militärs, im Moment des Anschlags Symbol geworden — da es 
ebenso wie das Pentagon ein Zentrum derselben Machtstruktur sei: das ist es, was der Anschlag vermittelte — und damit eben 
auch das, was Linke leider oft übernehmen: Kapitalismus und USA gehören zusammen, und zwar anders als Dänemark und 
Kapitalismus. 

Auch gegen das *Weltjudentum’ sollte es wieder gehen. Warum? Weil in der Kennzeichnung und Denunziation der Macht — 
wie die Anschläge auch gelesen werden können, das antisemitische Stereotyp dafür sorgt, daß die Macht in New York, im 
WTC verortet wird? Nein: Dieses identifiziert man in den Herrschern aus Israel, New York und Washington. Kurz um, esmuß 
davon ausgegangen werden, daß die Anschläge antisemitisch motiviert sind. Hier wird es wirklich problematisch. Wer sind 
die Herrscher, die aus Israel, New York, Washington kommen? Offenbar meinen die AutorInnen, Antisemitismus sei, wenn 
man das „Weltjudentum” in diesen Herrschern „identifiziert“. Falls mit den Herrschen aus Israel die dortige Regierung 
gemeint sein sollte und mit denen aus Washington die Bush-Administration, bleibt die Frage, wer die Herrscher aus New York 
sind. Unsere These besagt, daß diese „Beherrscher der Welt” von denen, die für die Anschläge verantwortlich sind, in New 
York sichtbar gemacht und ein Teil von ihnen vernichtet werden sollten. Anders als die Attentäter gehen wir aber nicht davon 
aus, daß es die „Herrscher“ aus New York anderenorts als im Wahn der Antisemiten gibt. Und anders, als die AutorInnen des 
„Einsatz“ sehen wir im Antisemitismus keine Herrschaftskritik — er richtet sich nicht gegen die Herrscher (von wo sie immer 
kommen), sondern gegen das „Weltjudentum“ selber, das getragen wird von jedem einzelnen „Juden“. Damit sind die Jüdin- 
nen und Juden selbst gemeint, aber nicht nur. Die Struktur des Antisemitismus ist so, daß alles, was als Teil der unsichtbaren 
und finsteren Verschwörung erscheint, „jüdisch“ ist — das ist das „böse Prinzip“. Es ist nicht mit der Entmachtung oder 
Vernichtung der Herrscher getan. Der Vernichtungswunsch ist dem modernen Antisemitismus eigen — er geht immer, wie es 
Sartre formulierte, „auf den Tod der Juden.“ Das beschreibt seine ideologische Struktur, nicht seine reale Möglichkeit. 
Selbstverständlich sind die Massaker in den USA dem Holocaust nicht gleichzustellen, wie der „Einsatz“ zurecht feststellt. 
Wenn es dann aber heißt, die Anschläge seien verglichen mit dem Holocaust „anders in Qualität (Zielgenauigkeit: keine 
gezielte Selektion jüdischer Menschen, Tote wurden cher bewußt billigend in Kauf genommen, als gezielt ermordet. primäres 
Ziel war vermutlich der Angrifl’aufdas Symbol WTC, bzw. Pentagon) und Quantität“ wird deutlich, daß die AutorInnen nicht 
die geringste Ahnung haben, warum die Anschläge denn tatsächlich antisemitisch waren. Ging es den Attentätern doch 
offenkundig gar nicht so sehr darum Menschen zu töten, sondern um den Angriff auf Symbole (womit sich der „Einsatz“ 
sicher besser auskennt als mit Ideologiekritik). Was ist denn daran antisemitisch? Die Frage ist doch, wofür das Symbol 
stehen soll, und unter nicht antisemitisch denkenden Menschen stehen Pentagon und WTC nun mal zunächst nicht als 
Symbole für das Weltjudentum — dazu müssen sie erst gemacht werden, durch Propaganda, oder wie hier durch die Tat. Und 
es ist der Tat eben wesentlich, daß Menschen ziemlich gut gezielt ermordet worden sind: daß das als „rechtens“ angesehen 
wird, wie Horst Mahler und die Täter meinen, ist eben der entscheidende Hinweis auf den antisemitischen Charakter der 
Anschläge. Die getroffenen Menschen waren schuldig, als Agenten eben der Macht, für die die Politik, das Militär der USA 
und die Macht der Finanzen zugleich stehen. Wie aber die AutorInnen auf die Spekulation kommen, die Täter wollten nicht 
„gezielt ermorden“, und ob auch daß heißen soll: da haben die Opfer ja nochmal Glück gehabt, es hätte ja auch persönlich 
| gemeint sein können, bleibt offen. Sicher sind sie davon überzeugt, daß das mit Antiamerikanismus schon nichts zu tun haben 
wird. 


ren in eigener Sache, wozu ihnen 
eine deutsche Gruppe das Recht 
abspricht. Das Ressentiment 
spricht, nebenbei, auch aus der 
Weigerung, zwischen Mord und 
mörderischen Verhältnissen über- 
haupt noch zu unterscheiden. An- 
ders als „Was ist Einbruch in ei- 
ner Bank gegen den Besitz einer 
Bank“ ist die Aussage: „Was ist 
Mord in einer mörderischen Welt“ 
keine Ökonomiekritik, sondern die 
sich moralisch gebende Weige- 
rung, ein Verbrechen zur Kennt- 
nis zu nehmen. 


Zum Ressentiment gehört aber 
auch, daß diese Haltung nicht 
ganz so unparteiisch über allen 
Opfern steht wie sie vorgibt. Die 
Linke hatte ja schon lange eine 
mittlerweile in ganz Deutschland 
üblich gewordene Neigung, infla- 
tionär von „Völkermord“ und „Mas- 
senmord“ zu sprechen, und die 
brutale Räumung eines besetzten 
Hauses legt ihr stärkere Worte in 
den Mund als jetzt die Anschläge 
in den USA. Auffällig wurde hier, 
wer die Anschläge als das be- 
zeichnete, was sie tatsächlich 


sind: als Massaker. Es fällt auf, 
daß es zwei Staaten gibt, mit de- 
ren Bürgerinnen und Bürgern das 
übliche linke Empfinden keine 
Empathie und kein Mitleid kennt. 
Müssen wir sagen, welcher Staat 
der zweite ist? 


3. Antisemitismus 


Das antiamerikanische Ressenti- 
ment, nach dem die USA selbst 
zu verantworten haben, was ihnen 
geschieht, führt zu einer merkwür- 
digen Weigerung, die Anschläge 


anders zu sehen denn als (fal- 
schen) Ausdruck berechtigter Kri- 
tik. Die bereits erwähnte Mitleid- 
losigkeit gegenüber den Opfern 
mag ihren Grund auch darin ha- 
ben, daß in der verbreiteten linken 
Wahrnehmung der Symbolgehalt 
der Anschläge stärker präsent ist 
als es die tatsächlichen Opfer sind. 
Möglicherweise hat gerade des- 
wegen unsere Analyse, nach der 
es sich bei den Anschlägen um 
antisemitische Taten handelt, Ab- 
lehnung und Unverständnis her- 
vorgerufen. 

Wir ließen uns auf US-Propagan- 
da ein, schließlich seien die Täter 
nicht wirklich bekannt, und alle 
Aussagen über die Motive der Tat 
seien Spekulation. Wir haben uns 
aber nie in kriminalistischer Spe- 
kulation versucht, sondern ver- 
sucht, das zu verstehen, was in 
den Anschlägen selbst deutlich 
wird. Da war zunächst der Angriff 
auf die USA. Es spricht alles da- 
für, daß bereits in der Wahl der 
USA zum Ziel die Motivation an- 
gelegt war, die gerade auch von 
deutschen Linken aufgegriffen 
wurde: die USA als Ort des Bö- 
sen aufzuzeigen, weil der, der so 
getroffen wird, Gründe dafür ge- 
liefert haben muß. Deutlicher wird 
die Sprache der Anschläge aber 
noch, wenn die tatsächlich ausge- 
wählten Ziele betrachtet werden. 
Die vermutlich angepeilte Maschi- 
ne des Präsidenten und das Pen- 
tagon stehen für die politische und 
die militärische Macht der USA. In 
einem Krieg wären das Ziele von 
hoher strategischer Bedeutung, 
als Ort für Anschläge aber sind sie 
symbolische Ziele. Das World 
Trade Center steht für wirtschaft- 
liche Macht - die der politischen 
und ökonomischen in den An- 
schlägen gleichgestellt wurden. 
Aber all diese Orte sind nicht vor- 
rangig Symbole, sondern reale 
Orte. Wer sie angreift, will die Orte 
endgültig in Symbole verwandeln: 
sie sind Orte des Bösen. Gerade 
weil aber die Menschen, die mit 
den Anschlägen getötet werden 
sollten, zufällig versammelte, reale 
Menschen waren, ist so ein An- 
schlag nicht Kritik, sondern ein 
Massaker. Das Böse wird nicht nur 


an Orten lokalisiert, sondern auch 
in den Menschen an diesen Or- 
ten personifiziert. Sie, wie auch die 
Menschen in den Flugzeugen, 
sind in der Auffassung der Täter 
schuldig. Genau das aber ent- 
spricht der Struktur des antisemi- 
tischen Ressentiments, wie es 
sich in den Erklärungen auch Bin 
Ladens ausspricht. Der Aufruf 
„Tod allen Juden! Tod allen Ame- 
rikanern!“ bezeichnet Juden und 
Amerikaner als Vertreter eines 
Prinzips, sie zu töten ist moralisch 
geboten. Aber es sollte doch auch 
außerhalb „antideutscher Kreise“ 
noch bekannt sein, daß die Pro- 
jektion von Kapitalverhältnissen 
auf konkrete Menschen, denen die 
Beherrschung der Welt unterstellt 
wird, das strukturelle Muster ist, 
das dem modernen Antisemitis- 
mus zugrunde liegt. Uns verwun- 
dert, daß dieses Muster in den An- 
schlägen nicht erkannt wird. 


Was an vielen Diskussionen und 
(so weit wir sehen) an allen bis- 
her publizierten Stellungnahmen 
gegen die „antideutschen Positio- 
nen" auffällt, ist das Fehlen jeder 
argumentativen Auseinanderset- 
zung mit dieser Analyse. Offen- 
kundig erscheint sie vielen als 
Trick, der die deutsche Linke an 
ihrer Anti-Kriegs-Positionierung 
hindern soll. 

Warum ist die Antwort auf die 
Thematisierung des antisemiti- 
schen Charakters der Anschläge 
bestenfalls „kann sein, muß aber 
nicht so sein“ (gruppe s.p.u.n.k.), 
weit häufiger aber: ist ja nicht be- 
wiesen, daß Bin Laden dahinter 
steht, das behaupten nur die USA. 
Das löst aber nicht das Problem: 
von uns aus käme - alle kriminali- 
stische Betrachtung einmal beisei- 
te gelassen - auch eine Gruppe 
von US-Nazis in Frage. Auch ih- 
rer Ideologie entsprechen diese 
Anschläge. Tatsächlich haben US- 
Nazis die Massaker ja auch be- 
grüßt, genauso wie deutsche Na- 
zis. Und auch wenn die Verbin- 
dung von Bin Laden zu den An- 
schläge nicht bewiesen ist, ändert 
das nichts an der Tatsache, daß 
er und viele andere Islamisten die 
Anschläge als in ihrem Sinn rich- 
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tige Taten zu begrüßen: als Fanal 
in dem Kampf, dessen Ziel sie 
eben mit „Tod allen Juden! Tod 
allen Amerikanern“ benennen. 
Warum sagt niemand etwas 
dazu? 


Und warum ziehen viele von de- 
nen, die von dem antisemitischen 
Charakter der Anschläge nichts 
wissen wollen, Folgerungen aus 
dem Anschlag, die Politik der USA 
im Nahen Osten und die Politik 
Israels betreffen? Warum er- 
scheint es vielen als ausgemacht, 
daß die Politik Israels eine der 
Ursachen für den Anschlag sein 
könnte? Wird da nicht die Intenti- 
on des Anschlags ganz gut ver- 
standen? Wird nur übersehen, 
daß weder in New York noch in 
Washington eine Protestaktion 
gegen die US-Politik und gegen 
die israelische Politik stattgefun- 
den hat sondern ein Massen- 
mord? Wie erklärt sich die Arro- 
ganz, mit der dieser Massenmord 
als Memento gedeutet wird, die 
USA und Israel sollten es sich eine 
Lehre sein lassen und ihre Politik 
ändern? 


Damit sind wir ein weiteres Mal bei 
dem Unterschied zwischen Res- 
sentiment und Kritik. Kritik, so 
meinen wir, sollte sich über ihre 
Bedingungen und Bedingheiten 
klar sein. Es ist nicht unwesent- 
lich, wer spricht, aus welcher Po- 
sition und in welchen Zusammen- 
hängen. Wir halten den Vorschlag 
der Gruppe s.p.u.n.k nicht für sinn- 
voll, wonach „Mensch sich selbst 
fragen solle, wie die eigene Posi- 
tionierung in Bezug auf Amerika 
aussieht. Dies hätte Raum gelas- 
sen sich unter verschiedenen 
Aspekten mit den USA auseinan- 
der zusetzen (wirtschaftlich, mili- 
tärisch, politisch, historisch, 
systemtheoretisch, kulturell etc) 
und dabei auch eine mögliche 
Parallele zwischen Antiamerika- 
nismus und Antisemitismus kon- 
struktiv zu hinterfragen.“iii Aus die- 
ser hilflosen Formulierung spricht 
eine Ahnungslosigkeit von den Be- 
dingungen und Prägungen der je- 
weils eigenen Haltung, die zeigt, 
wie nötig Ideologiekritik ist. Über 
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die kollektiven Muster, von denen 
die deutsche Gesellschaft be- 
stimmt ist, ist in der Kritik an anti- 
deutschen Positionen nichts 
zu vernehmen. Es spielt of- 
fensichtlich in weiten Teilen 
der Linken keine Rolle 
(mehr?), in einer Gesell- 
schaft nach Auschwitz zu le- 
ben. 


Ist es tatsächlich unerheb- 
lich, daß Deutsche, die die 
USA immer wieder für eine 
vermeintlich „falsche“ Israel- 
Politik kritisieren, das als An- 
gehörige einer Nation tun, in 
der Jüdinnen und Juden 
eine exotische Minderheit 
sind, anders als die USA, in 
denen es die größte jüdische 
community außerhalb Isra- 
els gibt? 


Wenn von der „falschen Po- 
litik“ der USA im Nahen 
Osten die Rede ist - und 
wenn in ihr zudem einer der 
Gründe für die Attentate in 
den USA gesehen wird - fra- 
gen wir uns, welche Politik 
eigentlich gemeint ist. Die Antwort 
istin der Regel „die einseitige Un- 
terstützung Israels“, jedenfalls in 
moderaten Kreisen. (Je linker die 
Zusammenhänge, desto eher ist 
zu hören: daß sich die USA in Is- 
rael einen imperialistischen Vorpo- 
sten hält). Wie auch immer: worin 
liegt das Interesse dieser Kritik? 
Ist sie begründet in einer „Solida- 
rität mit dem palästinensischen 
Volk?“ Folgt sie der moralischen 
Option, für die Seite der „Schwä- 
cheren“ Position zu ergreifen? Wir 
haben in der letzten Zeit sehr oft 
die Kritik gehört, daß Linke keines- 
falls für einen Nationalstaat Par- 
tei ergreifen dürfen. Die Ermah- 
nung, für ein „Volk“dürfe nicht Par- 
tei ergriffen werden, haben wir 
dagegen nie gehört. Und dennoch 
haben wir Zweifel, daß unsere Po- 
sition auf mehr Verständnis stie- 
Re, wenn wir „Solidarität mit dem 
jüdischen Volk“ forderten. 


Die Zunahme und Radikalisierung 
des Antisemitismus seit den 90er 


Jahren in Deutschland ist, wie wir 
annehmen, von der Linken wahr- 
genommen worden. Schon jetzt - 
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Friedensdemo gegen den Krieg in Afgha- 
nistan (Berlin 2001) 


ohne jede krisenhafte Zuspitzung 
der wirtschaftlichen und politi- 
schen Lage - ist Antisemitismus so 
präsent, daß jüdisches Leben 
ohne Polizeischutz kaum mehr zu 
denken ist. Vertreterinnen der jü- 
dischen Gemeinden haben mittler- 
weile mehrfach erklärt, daß die Zu- 
kunft der Juden in Deutschland 
weniger gesichert ist als je nach 
1945. Wird es überhaupt noch 
wahrgenommen, daß Paul Spie- 
gel, der Vorsitzende des Zentral- 
rats der Juden, jüngst resigniert 
erklärt hat, er werde künftig nicht 
mehr zu gesellschaftlichen Anläs- 
sen in Deutschland sprechen, es 
sei zwecklos und nicht mehr zu- 
mutbar. 

Wir fragen, wie eine Linke hier 
darüber hinweggehen kann, daß 
jüdisches Leben in Deutschland 
seine prekäre Sicherheit über- 
haupt nur dadurch findet, daß es 
Israel gibt. Oder will ernsthaft die 
deutsche Linke es auf sich neh- 
men, für die Sicherheit jüdischen 
Lebens in Deutschland zu garan- 


tieren? 
Israel ist jetzt und auf absehbare 
Zeit die einzige Antwort, die es auf 
den antisemitischen Wahn 
gibt. Während in Gebieten 
des Kosovo die letzten dort 
lebenden Juden „unter den 
Augen der KFOR" vertrie- 
ben worden, während 
auch in Tschetschenien 
zum „Tod aller Juden“ auf- 
gerufen wird, während in- 
ternational eine Welle des 
Antisemitismus ungeahnte 
Ausmaße annimmt, 
scheint die Forderung 
nach der Solidarität mit Is- 
rael für die deutsche Lin- 
ke ein Skandal. Keine Kri- 
tik dagegen ruft die Tatsa- 
che hervor, daß selbstver- 
ständlich Gruppen und 
Parteien Teil der Anti- 
Kriegs-Bündnisse sind, die 
die palästinensische 
Intifada unterstützen und 
die Terror gegen Israel im- 
mer noch als legitimen Be- 
freiungskampf von der 
Verurteilung des Terrors 
ausgenommen sehen 
möchten. Selbst ein An- 
schlag - als Protest gegen den 
Krieg der USA bezeichnet - auf 
„amerikanische und israelische 
Einrichtungen‘ in Zürich wird nicht 
zum Skandal, nein, die Erklärung 
dazu (in der es gleichermaßen ge- 
gen „verbrecherische US-Politik“ 
und „zionistische Vernichtungs- 
politik“ geht) erschien 
unkommentiert auf die Startseite 
des linken Web-Portals 
„Iinkeseite.de“. 


Wahrend die verbliebene deut- 
sche Linke in ihrer Mehrheit dazu 
bestenfalls schweigt, befindet sie 
sich aber eben in der banalen 
deutschen Gesellschaft: ein Jür- 
gen Möllemann, Vorsitzender der 
deutsch-arabischen Gesellschaft, 
skandiert „Israel - Staats- 
terrorismus‘, ein Günter Grass 
bedeutet den Juden, sie haben 
„palästinensischen Boden" zu räu- 
men. 

In der „Jungen Welt“, in linken 
Internetforen: die Israelis als die 
Nazis von heute, Mossad und CIA 


als Drahtzieher der Attentate, son- 
stige Verschwörungstheorien an- 
tisemitischer Provenienz, die „Öl- 
leitung zwischen Tel Aviv und New 
York“, die Forderung nach Solida- 
rität mit den von „den USA und Is- 
rael unterdrückten Völkern" - all 
das läßt sich ganz vorurteilslos 
und aufgeklärt aussprechen. Die 
Kritik daran wird als überheblich 
und unsolidarisch empfunden. 
Und wir hören und lesen in den 
letzten Wochen immer wieder, daß 
wir mit „Totschlag-Argument‘ und 
„Moralkeule“ hantieren, wenn wir 
von Antisemitismus sprechen. 
Auch in dem göttinger Bündnis fie- 
len diese Formulierungen, und 
was schlimmer ist, niemand hat 
widersprochen. Vielleicht haben 
wir einfach unterschätzt, wie vie- 
len Walser aus dem Herzen ge- 
sprochen hat. 


4. 


Wir wissen, daß viele Linke uns 
recht geben würden, wenn wir sa- 
gen, daß wir die Auseinanderset- 
zung mit dem Antisemitismus für 
notwendig halten. Aber sie sind 
der Meinung, daß jetzt nicht die 
rechte Zeit dafür ist. „In Zeiten des 
Krieges“ diese Diskussion der Lin- 
ken aufzudrängen, wird als kon- 
traproduktiv aufgefaßt. Sie hindert 
an der dringenden Intervention ge- 
gen den Krieg, oder wird gar auf- 
gefaßt als Versuch, eine 
bellizistische Stimmung zu erzeu- 
gen. In Göttingen scheint es in 
weiten Teilen der „linken Zusam- 
menhänge“ den Eindruck zu ge- 
ben, daß das [a:ka] und ein Teil 
der Basisgruppenliste aus BAHA- 
MAS-Stichworten praktische Po- 
litik gegen die Linke und für den 
Krieg zu entwickeln versucht. So 
listet die Ex-Pampa ein Flugblatt 
des [a:ka] auf einer Liste im Netz 
verfügbarer Stellungnahmen unter 
„Linksnationale („Antideutsche‘) 
Kriegstreiber“. Ratlos stehen 
göttinger Linke vor der Frage, war- 
um antideutsche Positionen plötz- 
lich von „so vielen“ mitgetragen 
werden. Offenbar wird unsere Kri- 
tik als Bedrohung wahrgenom- 
men. Aber, so unsere Vermutung, 
die gesuchten Erklärungen, war- 


um Menschen solche absurden 
Positionen wie die der Antideut- 
schen vertreten - Zynismus, 
Philosemitismus, Überforderung 
durch unübersichtliche Situatio- 
nen, Mode, Freude an Moral- 
keulen und anderen Waffen - 
könnten eher verharmlosend sein. 
Möglicherweise wird jetzttatsäch- 
lich unübersehbar, daß die gängi- 
gen Klischees linken Denkens 
nicht mehr „konsensfähig“ sind. 
Das kann natürlich leicht dadurch 
erklärt werden, daß die „Antideut- 
schen“ einen linken Konsens nicht 
teilen und deswegen nicht mehr 
zu den Linken zu zählen sind. 


Wie wir in den Ruf gekommen 
sind, KriegstreiberInnen zu sein, 
ist interessant. Hätten wir jemals 
gesagt, wir begrüßten den Krieg 
oder unterstützten ihn oder etwas 
in der Richtung, wäre es leicht zu 
erklären. Nun haben wir das nicht 
getan. Das Flugblatt der „links- 
nationalen Kriegstreiber‘ vom 
[a:ka] argumentiert gegen den 
Krieg der USA. Die Stellung der 
diversen Antideutschen zu deut- 
schen Militäreinsätzen ist ohnehin 
die immer ausgesprochene Ableh- 
nung deutscher Militärmacht. Nun 
haben wir zwar nicht nur etwas 
gegen deutsches Militär, sondern 
beobachten auch die friedens- 
stiftende deutsche Diplomatie mit 
Widerwillen, aber reicht das aus; 
uns für KriegstreiberInnen zu hal- 
ten? 

Tatsächlich geht es um etwas An- 
deres. Im Unterschied zum 
Mainstream der deutschen Linken 
und der Friedensbewegung hiel- 
ten und halten wir es für falsch, 
die momentanen Entwicklungen 
auf das Signalwort „Krieg“ zu re- 
duzieren. Unsere Befürchtung war 
anfangs, daß eine Protestbewe- 
gung, die die geschürte Hysterie 
unter anderem Vorzeichen einfach 
übernimmt, Instrument wird in ei- 
ner Politik, in der die Parteinah- 
me für oder gegen Krieg die Ver- 
ständigung über die Ziele und Ab- 
sichten der jeweiligen Akteure ver- 
hindert. 


Auch wir sehen in dem Krieg ei- 
nen imperialistischen Krieg. Uns 
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ist bekannt, daß Afghanistan und 
die Region strategisch bedeutsam 
sind und reich an natürlichen Res- 
sourcen. Wir bezweifeln aber, daß 
die Aussage, der Krieg sei impe- 
rialistisch, besonders viel erklärt. 
Und schwierig wird es aus unse- 
rer Sicht, wenn Linke Imperialis- 
mus nicht als Form kapitalistischer 
Konkurrenz sehen, sondern als 
„Kampf gegen die Völker“ - oder 
gleich als „Völkermord". 


Der Diskurs der deutschen Linken 
und der Friedensbewegung ist so 
weitgehend bestimmt von Aufklä- 
rung verhindernden 
Ressentimenst, daß eine Kritik 
daran nicht warten kann „bis nach 
dem Krieg“. Slogans wie „Zivilisa- 
tion ist Völkermord“, oder „Krieg 
ist keine Lösung“ befördern keine 
kritische Bewegung. Unsere Be- 
fürchtung bleibt, daß die 
Mainstream-Positionen der 
KriegsgegnerInnen Tendenzen in 
der deutschen Gesellschaft beför- 
dern, in denen Kritik durch Res- 
sentiment ersetzt wird. Der oft er- 
hobene Vorwurf der „Vasallen- 
treue“ gegen die Politik der Bun- 
desregierung ist nur ein Beispiel 
dafür. Abgesehen davon, daß er 
die Realität nicht beschreibt, ist er 
ein typischer Gemeinplatz der 
deutschen Ideologie. In dem Vor- 
wurf liegt schon die künftige Ent- 
schuldigung: Wir waren es nicht. 
Die Zuneigung zu „bedrohten Völ- 
kern' ist Teil dieser Ideologie - und 
gerade darin liegt die Kompatibili- 
tät zur deutschen Diplomatie. In 
einem anstehenden Projekt wird 
sich zeigen, ob es zwischen offi- 
zieller Politik und (linker) Opposi- 
tion andere Unterschiede geben 
wird als die in der Deutlichkeit der 
Artikulation - wenn die BRD (ob mit 
ohne EU) den Israelis erklären 
wird, was wir aus Ausschwitz ge- 
lernt haben. 


Endnoten: 


| gruppe demontage: Die antinationale 
Linke nach den Anschlägen. Gepostet 
beilndymedia. 


ii antifa aachen - gruppe s.p.u.n.k: Zur De- 
batte um Antideutsche Positionen. Kritische 
Antworten auf die kriegsorientierte Bewe- 
gung - fight power, not people! Gepostet 
bei Indymedia. 
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Die ideologische Ebene des Israelisch- 
Palästinensischen Friedensprozess 


Versuch einer kritischen Wür- 
digung 


Angesichts der aktuellen Lage in 
Israel und den besetzten Gebie- 
ten ist von einer Fortsetzung des 
„Friedensprozesses" in Nahost 
nicht mehr die Rede. Seitdem die 
letzten Verhandlungen zwischen 
Barak und Arafat scheiterten und 


Islamic Jihad und Hamas die Ver- 
antwortung übernehmen.? Im Lau- 
fe dieser „neuen Intifada“ hat es 
jedoch nicht nur zahlreiche Tote 
und materielle Verluste vor allem 
für die palästinensische Seite ge- 
geben, sondern es haben sich 
ebenso innergesellschaftliche und 
politische Entwicklungen vollzo- 
gen, die sich verheerend auf die 


zögerliches Verhalten, die von Is- 
rael als Terroristen gesuchten Per- 
sonen verhaften zu lassen. Eine 
Verhaftungswelle mitten in der 
Intifada hätte vermutlich einige 
Stufen der Eskalation zwischen 
Israel und den PalästinenserInnen 
verhindert, wäre andererseits je- 
doch zu einem innenpolitischen 
Desaster für Arafat geworden. Die 


die sogenannte „Al-Aksa-Intifada“ 
ausbrach' , wurden über 700 Men- 
schen getötet. Immer wieder hat 
die israelische Armee Gebäude 
der Autonomiebehörde zerstört, 
autonome Gebiete zeitweise 
wiederbesetzt und sowohl palästi- 
nensische ZivilistInnen, 
PolizistInnen und auch 
PolitikerInnen umgebracht. Auf 
der anderen Seite wurde neben 
den ENN-wirksamen Massende- 
monstrationen mit vermummten 
Jugendlichen auf palästinensi- 
scher Seite der Gebrauch von 
Schusswaffen zur Routine. Als 
vielleicht wirksamste „Waffe“ pa- 
lästinensischer Organisationen 
können jedoch die Selbstmord- 
und Bombenattentate im israeli- 
schen Kernland angesehen wer- 
den, für die in der Regel 
islamistische Gruppierungen wie 


Zukunft der Israelis und 
PalästinenserInnen auswirken 


könnten. Der Machtverlust Arafats 
ist unübersehbar, schaffen es 
doch selbst seine öffentlichen Auf- 
forderungen an palästinensische 
Gruppierungen, jegliche Form von 
Übergriffen auf Israelis inklusive 
der Selbstmordattentate zu unter- 
binden, nicht, diese Fraktionen 
von ihren Taten abzuhalten. Die 
Konfrontationen zwischen säkula- 
ren NationalistInnen und der 
islamistischen Bewegung sind 
zwar keine Neuheit?, scheinen im 
Verlauf dieser Intifada aber eine 
neue Stufe erreicht zu haben. Dies 
wird nicht nur anhand der Tatsa- 
che deutlich, dass Arafat im Som- 
mer diesen Jahres die Schaffung 
einer „nationalen Einheits- 
regierung“ mit der Hamas erwog, 
sondern auch durch sein 


wachsende Unterstützung für die 
Islamisten innerhalb der palästi- 
nensischen Bevölkerung lässt an- 
hand von Umfragen des palästi- 
nensischen „Medien und Kommu- 
nikationszentrums“ (JMCC) auf- 
zeigen: Demnach antworteten auf 
die Frage, welcher politischen 
Fraktion sie am meisten vertrau- 
en etwa 29.2% mit „Fateh“, dicht 
gefolgt von 20.7%, die „Hamas“ 
nannten. Die „linken“ Fraktionen 
PFLP und DFLP kommen der Sta- 
tistik zur Folge lediglich auf insge- 
samt 5,4%.* Sowohl diese Ent- 
wicklungen als auch die innenpo- 
litischen Verschiebungen inner- 
halb Israels, die sich in der Wahl 
Sharons und dem immer stärker 
werdenden Ruf nach militärischen 
Lösungen des Konfliktes äußern, 
sind bei einer Analyse des Kon- 
fliktes zu berücksichtigen. Aus der 


Feststellung des deutlichen Zu- 
waches der Islamisten, die aus 
ihrem Ziel, Israel zu vernichten, 
keinen Hehl machen und deren 
antisemitische Anschläge schon 
jetzt einen „Vorgeschmack“ liefern, 
was jüdischen Israelis drohen 
könnte falls die Hamas Arafats 
Clique irgendwann ablösen sollte, 
lässt sich die Befürchtung ablei- 
ten, dass die Schaffung eines pa- 
lästinensischen Staates in der Tat 
eine reale Bedrohung für Israel 
darstellen könnte. 

An dieser Stelle soll es jedoch 
nicht weiter um die Erörterung sol- 
cher „praktischer Fragen“ gehen. 
Ausgehend von der Grund- 
annahme, dass sich der Israe- 
lisch- Palästinensische Konflikt 
besonders für deutsche Linke, die 
immer noch Teil einer Gesellschaft 
mit virulenten antisemitischen 
Denkmustern sind, weder für eine 
eindeutige Parteinahme noch für 
praktische Solidaritätspolitik eig- 
net, geht es hier vielmehr um den 
Versuch, den Israelisch-Palästi- 
nensischen Friedensprozess und 
gängige „linke“ Deutungsmuster 
desselben zu hinterfragen und 
sich auf dieser Ebene der Proble- 
matik anzunähern. 


Probleme der Israel- kritischen 
Forschung 


Einige langjährige 
NahostforscherInnen geben sich 
bei ihrer Analyse des „Friedens- 
prozesses“ der reinen Empirie hin 
und widmen sich dabei einer sorg- 
samen Studie der verschiedenen 
Abkommen, der wirtschaftlichen 
Lage in den besetzten Gebieten 
und den politischen Entwicklungen 
innerhalb der israelischen und pa- 
lästinensischen Gesellschaften, 
um letztlich zu dem Schluss zu 
kommen: Israel ist Schuld. Helga 
Baumgarten, Politologin und der- 
zeit Dozentin an der palästinensi- 
schen Birzeit Universität, listet in 
einem kürzlich erschienen Artikel 
verschiedene Problemaspekte 
des Friedensprozesses auf, mit 
einer besonderen Gewichtung auf 
der jüdischen SiedlerInnen- 
bewegung und ihre Unterstützung 


durch verschiedene israelische 
Regierungen. Folgt man der Argu- 
mentation Baumgartens, hat die 
PLO den ersten Schritt bereits 
1988 im Exil in Tunis gemacht, als 
die PLO durch die proklamierte 
Akzeptanz eines Staates Palästi- 
na in den Grenzen von 1967 Isra- 
el zumindest informell anerkann- 
te. Ein 
Kompromiss der politischen Elite 
Israels lasse allerdings, so Baum- 
garten, auf sich warten.° Auch 
Ludwig Watzal, in deutschen 
Friedenskreisen durchaus belieb- 
ter Redner auf sämtlichen Nahost- 


entsprechender 


11. 


mal der Kritik an Israel in Ruhe 
widmen zu können, setzt sich in 
seiner Neuerscheinung zum 
„Friedensprozess" gegenüber Is- 
rael äußerst anklagend mit der 
aktuellen Lage in Nahost ausein- 
ander. Intensiv beschreibt er die 
verschiedenen Abkommen, die 
zwischen der PLO und den israe- 
lischen Regierungen geschlossen 
wurden, sowie deren Umsetzun- 
gen und Konsequenzen. Das 
Scheitern der Verhandlungen führt 
auch er letztlich allein auf die 
Kompromisslosigkeit Israels zu- 
rück und fordert als Lösung „eine 


israelischer Checkpoint nahe Bethlehem 


veranstaltungen, der sich — ganz 
im Stile deutscher Tradition - im- 
mer wieder damit hervortut, den 
Walserischen „Schlußstrich“ zu 
fordern, um sich endlich auch ein- 


ideologische Umorientierung Isra- 
els“ sowie „die Ausübung stärke- 
ren internationalen Druckes auf 
den Staat“®. Warum Watzal aller- 
dings keine Veränderungen der 
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Ideologien innerhalb der palästi- 
nensischen Gesellschaft und po- 
litischen Eliten fordert, verwundert 
nicht weiter, steht er diesen doch 
offensichtlich sehr nahe, wie in 
seinen Positionen im Bezug auf 
die Palästinensische National- 
charta deutlich wird’. Die Tatsa- 
che, dass Watzal ein ganzes Ka- 
pitel in seinem Buch der Gefahr 
der jüdischen Fundamentalis- 
tischen Gruppierungen und ihrem 
Zuwachs in Israel widmet, wäh- 
rend die offenkundig näher liegen- 
de Möglichkeit eines religiös 
fundamentalistischen Staates im 
Bezug auf „Palästina“ von ihm 
glatt „übersehen“ wird, reiht sich 
in die Sichtweise ein, die in letzter 
Instanz Israel für die Selbstmord- 
anschläge zumindest indirekt ver- 
antwortlich macht. Der „Störfaktor" 
ist und bleibt für diese angeblichen 
Linksliberalen Israel. Aufgrund 
fehlender Ideologiekritik werden, 
ähnlich wie im Zusammenhang 
mit den Anschlägen auf das WTC, 
die Attentäter fast schon kindlich 
naiv zu reinen Verzweiflungstätern 
oder gar Marionetten der kapitali- 
stischen Verwertung hochstilisiert. 
Der Schriftsteller Grass tat sich in 
diesem Zusammenhang in einem 
Interview mit „Spiegel-Online“ da- 
mit hervor, „die Besitznahme pa- 
lästinensischen Bodens und sei- 
ne israelische Besiedlung‘ als „kri- 
minelle Handlung“ zu bezeichnen. 
Sowohl die Anschläge auf das 
WTC als auch die Selbstmord- 
attentate palästinensischer 
Islamisten verharmlost er als „zum 
Teil berechtigte Empörung“ und 
als Ausdruck von „Frust“, dem es 
vorzubeugen gelte®. Warum ist 
Grass eigentlich kein Sozialpäd- 
agoge? Auch Baumgarten erklärt, 
„Die Selbstmordattentäter von 
Hamas und Islamischem Jihad 
flüchten sich aus ihrer Verzweif- 
lung, die klare, politische, soziale 
und ökonomische Gründe hat, in 
einen Wahn der Aufopferung für 
eine bessere Zukunft, während sie 
eben diese Zukunft für die Über- 
lebenden nur noch unerträglicher 
macht.“® Antisemitischer Vernich- 
tungswahn als Aufopferung oder 
gar Heldentat verzweifelter 
„Befreiungskämpfer“? Besser hät- 


te es die Hamas in ihren eigenen 
Erklärungen wohl auch nicht 
schreiben können. Eine „bessere 
Zukunft‘ in einem islamistischen 
Gottesstaat? Für eine solche Ana- 
Iyse bedarf es offenbar deutschen 
Einfühlungsvermögens. Derartige 
„erklärungsmodelle“ finden sich 
auch in der radikalen Linken wie- 
der. Allen diesen Ansätzen ist ge- 
mein, dass sie die ideologische 
Ebene des Friedensprozesses 
bzw. des ganzen Konfliktes aus- 
blenden, und zwar immer dann, 
wenn eine Kritik an der palästinen- 
sischen Gesellschaft ins Spiel 
kommt. Im Bezug auf Israel wird 
sich hingegen jahrelang mit den 
vermeintlichen oder tatsächlichen 
Aspekten des Zionismus und der 
innerhalb der israelischen Gesell- 
schaft vorherrschenden nationa- 
len Geschichtsschreibung ausein- 
andergesetzt. Die Aneignung von 
Ideologien und die sich daraus 
eventuell ableitende 
Handlungsbereitschaft, wird nicht 
als in letzter Instanz individuelle 
und politische Entscheidung gese- 
hen, sondern vielmehr als logische 
Konsequenz des Erlebens kapita- 
listischer Verhältnisse abgeleitet, 
der ein gewisser Determinismus 
zugrunde zu liegen scheint. 

An dieser Stelle soll demgegen- 
über der Versuch unternommen 
werden, sich kritisch mit der palä- 
stinensischen Geschichte im Be- 
zug auf den Friedensprozess aus- 
einander zusetzen, ohne dabei 
jedoch eine Kritik an israelischer 
Politik ersetzen, sondern diese 
vielmehr ergänzen zu wollen. 
Eine kritische Auseinanderset- 
zung mit dem Scheitern des Israe- 
lisch- Palästinensischen 
„Friedensprozesses“ kann die 
nach wie vor zwischen zwei 
Nationalbewegungen tief liegen- 
den Gräben nicht ignorieren, wenn 
sie den Kern der Problematik er- 
fassen will. 


Die Vernichtung Israels als Pro- 
gramm 


Sowohl die jüdisch/zionistische als 
auch die palästinensische 
Nationalbewegung'° konstruieren 
ihre Geschichte aus einem 


Negativum heraus. Während der 
Zionismus als Gegenbewegung 
auf den europäischen Antisemitis- 
mus entstand und durch die Ver- 
nichtung von 6 Millionen Juden 
und Jüdinnen durch deutsche 
TäterInnen für viele Juden und 
Jüdinnen besonders relevant wur- 
de, entstand der palästinensische 
Nationalismus vor allem als Reak- 
tion auf die frühen zionistischen 
Einwanderungen und deren Be- 
strebungen, einen Staat Israel zu 
schaffen. Sowohl für den heutigen 
Staat Israel und seine politische 
Elite als auch für weite Teile der 
Bevölkerung spielt die jüdische 
Verfolgungsgeschichte eine ele- 
mentare Rolle in ihrem Selbstver- 
ständnis. Gerade aufgrund des nie 
abwesenden Antisemitismus stellt 
der Staat Israel stets einen Zu- 
fluchtsstaat für Juden und Jüdin- 
nen aller Welt dar und seine Exi- 
stenz ist damit solange eine Not- 
wenigkeit, wie Antisemitismus exi- 
stiert und Pogrome und Vernich- 
tungswahn gegen Juden und Jü- 
dinnen in aller Welt als stete Dro- 
hung präsent sind. 

Diese Tatsachen spielten inner- 
halb der palästinensischen 
Nationalbewegung von Beginn an 
keine Rolle, im Gegenteil, der 
Kampf gegen die frühen zionisti- 
schen Einwanderer bzw. Israel 
wurde gegen die Existenzberech- 
tigung der jüdischen National- 
bewegung und ihrer Manifestie- 
rung in der Form des Staates Is- 
rael geführt. Zionismus wurde 
nicht als Antwort auf den europäi- 
schen Antisemitismus und die 
Pogrome gewertet, sondern viel- 
mehr mit Rassismus und Imperia- 
lismus gleichgesetzt. In der Char- 
ta der PLO von 1968 heißt es dazu 
„Zionismus ist eine mit dem Impe- 
rialismus organisch verwobene 
Bewegung und widerspricht jegli- 
cher Aktion für die Befreiung und 
progressiven Bewegungen auf der 
Welt. Er ist rassistisch und fana- 
tisch in seiner Natur, aggressiv, ex- 
pansionistisch und kolonialistisch 
in seinen Zielen und faschistisch 
in seinen Methoden.“ Ganz im Sti- 
le ethnischer Blut- und Boden- 
Ideologie werden weiterhin „histo- 
rische Rechte‘ Israels auf Palästi- 


na abgestritten. Ein „Recht“ auf 
den Landfleck Palästina haben 
demnach nur die „angestammten" 
PalästinenserInnen. Deutlich wird 
dies in der PLO-Charter, wenn es 
heißt, „die Teilung Palästinas von 
1947 und die Gründung des Staa- 
tes Israel sind komplett illegal, 
trotz der vergangenen Zeit, weil 
sie gegen den Willen des palästi- 
nensischen Volkes und dessen 
nationalem Recht(!) in seinem 
Heimatland waren.“'! Mit einer 
solchen Positionierung durch die 
PLO konnte die Vernichtung Isra- 
els nicht nur legitimiert, sondern 
auch zur Notwendigkeit erhoben 
werden. Wenn Zionismus nämlich 
als politische Bewegung mit sei- 
nem erreichten Ziel der Gründung 
des Staates Israel nicht nur keine 
Existenzberechtigung hat sondern 
auch noch ein Hindernis auf dem 
(vermeintlichen) Kampf gegen 
Imperialismus und Rassismus 


wundern, dass die Änderung der 
Nationalcharta immer wieder eine 
Rolle im Israelisch-Palästinensi- 
schen Friedensprozess gespielt 
hat'?. Mit der Unterzeichnung der 
„Declaration of Principles“ im Sep- 
tember 1993 schien zumindest 
die ideologische Grundlage für 
eine Lösung des Konfliktes zwi- 
schen den politischen Eliten Isra- 
els und der palästinensischen 
Bewegung gegeben. Der Kernsatz 
in diesem Zusammenhang stellt 
die gegenseitige Anerkennung 
dar: „Die Regierung des israeli- 
schen Staates und die PLO, die 
das palästinensische Volk reprä- 
sentiert, stimmen darin überein, 
dass es Zeit ist, die Jahrzehnte der 
Konfrontation und des Konfliktes 
zu beenden, erkennen ihre legiti- 
men politischen Rechte an und 
streben eine friedliche Koexistenz 
an...“'® Kann diese Anerkennung 
Israels durch die PLO heute noch 
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zen bzw. immer noch Handlungs- 
maxime für viele palästinensische 
KämpferInnen sind? Wenn sich 
die sogenannte „Zwei-Staaten- 
Lösung“ spätestens mit dem 
Abschluss der Osloer Verträge als 
Hauptströmung innerhalb der pa- 
lästinensischen National- 
bewegung durchsetzen konnte, 
warum wurde offensichtlich so 
wenig unternommen, dieses Ziel 
der „eigenen Bevölkerung‘ zu 
vermitteln? Mit anderen Worten, 
wie kommt es dazu, dass von der 
palästinensischen Autonomie- 
behörde Schulbücher herausge- 
geben werden, in denen Karten 
abgebildet sind, auf denen Israel 
nicht einmal vorkommt? Wie 
kommt es zu einer solch großen 
Ablehnung der Anerkennung Isra- 
els (fast 50 %) in der heutigen Si- 
tuation? Natürlich schützt auch die 
beste Bildungsarbeit nicht vor der 
Aneignung von Ideologien. Auch 


Ein Bus voller Juden explodiert. Antisemitische Wandmalerei an der Gaza-Universität 


weltweit darstellt, was bleibt dann 
anderes als die Verkörperung der- 
selben, nämlich den Staat Israel, 
zu zerstören? Es mag nicht ver- 


ernst genommen werden oder 
droht die Gefahr, dass sich die in 
der alten Nationalcharta vertrete- 
nen Positionen wieder durchset- 


soll nicht der Eindruck erweckt 
werden, es ginge hier um die Aus- 
tüftelung pädagogischer Maßnah- 
men. Dennoch muss klar hervor- 
gehoben werden, dass die Ver- 
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breitung von bestimmten Ideolo- 
gien als Massenphänomen an ge- 
sellschaftliche und historische Be- 
dingungen gebunden ist, die die- 
se entweder fördern, puschen 
oder aber behindern können. 
Ohne die Anerkennung und Ak- 
zeptanz Israels durch die in den 
besetzten Gebieten lebenden 
PalästinenserInnen wird es nie 
einen Frieden in Nahost geben. 
Selbst wenn Israel noch so große 
Zugeständnisse machen würde, 
selbst wenn morgen der Staat 
Palästina in den Grenzen von 
1967 ausgerufen würde, bedeutet 
dies nicht automatisch die Been- 
digung des Konfliktes bzw. die 
Bereitschaft, Israel als jüdischen 
Staat anzuerkennen und jegliche 
Kampfhandlungen einzustellen. 
Allzu schnell könnte sich die Un- 
zufriedenheit, die in einem kapi- 
talistischen, im besten Falle bür- 
gerlich-demokratischen, im 
schlimmsten Falle islamisch- 
fundamentalistischen Staate 
schon bald zu Tage treten wird, 
erneut gegen die „verhassten Ju- 
den“ wenden. 


Antisemitismus als kultureller 
Code? 


Nicht erst im Zuge der aktuellen 
Entwicklungen scheinen antisemi- 
tische Stereotype innerhalb der 
palästinensischen Gesellschaft bis 
in die politische Elite konsensfähig 
zu sein. So erklärte der palästinen- 
sische Landwirtschaftsminister 
Abdel Jawad Saleh z.B. in einem 
Interview in der offiziellen Tages- 
zeitung der Autonomiebehörde, 
Al- Hayat Al Jadeeda 1997, „wir 
müssen auf internationaler Ebene 
indem Rahmen eines detaillierten 
Informationsplanes agieren, wel- 
cher die zionistisch- 
kolonialistische Verschwörung 
und deren Ziele enthüllt, die nicht 
nur unsere Leute, sondern die 
ganze Welt zerstört‘. In einem 
anderen Artikel eines Mitgliedes 
des Palästinensischen Legislativ- 
rates wird Netanjahus Buch „A 
place among the nations“ mit Hit- 
lers „Mein Kampf“ gleichgesetzt." ‘ 
Eliahu Salpeter schneidet diese 


Problematik in einem Artikel in der 
israelischen Zeitung Haäretz an, 
in dem es um die Antirassismus 
Konferenz in Durban und deren 
antisemitische Ausrichtung geht. 
Demnach ist Antisemitismus in- 
nerhalb der palästinensischen po- 
litischen Elite durchaus keine Aus- 
nahme. Laut Salpeter erklärte z.B. 
der hochrangige PLO-Politiker 
und Unterhändler Abu Mazen, der 
Zionismus wolle „die Zahlen der 
Holocaustopfer in die Höhe treiben 
um ein schlechtes Gewissen in- 
nerhalb der arabischen Welt zu 
erzeugen.“'® Immer wieder gibtes 
Meldungen über den antisemiti- 
schen Gehalt palästinensischer, 
von der Autonomiebehörde her- 
ausgegebener Schulbücher. Die 
Floskel in dem „Gaza- Jericho- Ab- 
kommen‘, in der sich sowohl Isra- 
el als auch die Autonomiebehörde 
dazu verpflichteten, „gegenseitige 
Verständigung und Toleranz zu 
pflegen und sich dementspre- 
chend Aufhetzung, inklusive feind- 
licher Propaganda gegeneinander 
zu enthalten“! ® erscheint damit als 
Farce. 

Es steht außer Frage, dass er 
auch in Israel Position von offizi- 
ellen PolitikerInnen gibt, die offen 
rassistisch sind und dieser 
„Toleranzklausel“ nicht entspre- 
chen. Allerdings sind Antisemitis- 
mus und Rassismus'’’ jedoch kei- 
nesfalls gleichzusetzen und zwei- 
tens kann Rassismus in Israel kei- 
nesfalls als Art kultureller Code 
begriffen werden. Im Gegensatz 
zur palästinensischen Gesell- 
schaft gibt es in Israel nach wie 
vor lautstarke linke KritikerInnen 
sowohl der offiziellen nationalen 
Geschichtsschreibung als auch 
aktuellen Politik Israels. Die Er- 
mordung von 13 arabischen Israe- 
lis im Oktober 2000 hat zur Ein- 
richtung einer Untersuchungs- 
kommission in Israel und zu einer 
Debatte um Rassismus in der Po- 
lizei geführt. Von vergleichbaren 
Entwicklungen innerhalb der pa- 
lästinensischen Gesellschaft kann 
in diesem Maße nicht die Rede 
sein. 


Was bleibt? 


Nicht nur aufgrund mangelnder 
Zugeständnisse israelischer Poli- 
tiker im Bezug auf territoriale Fra- 
gen, Brüche der in den Verträgen 
festgehaltenen Regelungen, zu- 
nehmender Landenteignungen, 
weiterem Siedlungsausbau und 
wirtschaftlichen Blockaden der 
besetzten Gebiete durch Israel ist 
der Friedensprozess gescheitert 
und die Intifada ausgebrochen. 
Eine wesentliche Grundlage dafür 
sind die Versäumnisse der palä- 
stinensischen politischen Elite, die 
in den besetzten Gebieten leben- 
den Menschen auf einen 
Kompromiss mit Israel vorzuberei- 
ten, der ihnen Zugeständnisse 
abverlangt und den Abschied von 
„alten“ Gedankenmustern hin zur 
Anerkennung Israels voraussetzt. 
Auch die fehlende inhaltliche Be- 
kämpfung und Isolierung der 
islamistischen Bewegung durch 
die säkularen Kräfte sind Gründe 
für das Scheitern einer 
Verhandlungslösung. Schließlich 
sind es jene Kräfte, die den 
Friedensprozess immer wieder 
durch Attentate auf israelische 
Zivilistinnen torpedierten. Eine 
Kritik an Israel, die das Scheitern 
des Friedensprozesses lediglich in 
der Verantwortung des jüdischen 
Staates sieht und dabei die Ent- 
wicklung von Antisemitismus und 
Islamismus innerhalb der palästi- 
nensischen Gesellschaft ignoriert, 
läuft Gefahr, irgendwann von den 
realen Ereignissen vor Ort über- 
rollt zu werden. Mit anderen Wor- 
ten: Sollte der Staat Palästina ein 
islamischer Gottesstaat werden, in 
dem seine StaatsbürgerInnen ein 
solches Leben führen, wie es 
Afghaninnen unter den Taliban 
erlebten, wird eine Helga Baum- 
garten wohl kaum weiterhin an der 
palästinensischen Uni dozieren 
und ein Herr Watzal ein Buch über 
religiösen Fundamentalismus der 
Gotteskrieger schreiben müssen. 
Wenn Israel sich allerdings einem 
gut organisierten Heer gegen über 
sieht, dessen Kämpfer durch an- 
tisemitischen Vernichtungswahn 
motiviert sind, werden deutsche 
Linksliberale dies nicht gewusst 


haben wollen. 

Da bleibt nur zu hoffen, dass Isra- 
el langfristig ein souveräner Staat 
bleibt, dem es vor der Entsendung 
von Blauhelmtruppen unter deut- 
scher Vorherrschaft gelingt, zu ei- 
nem Frieden mit den 
PalästinenserInnen zu kommen. 


Endnoten: 

! Der Frage, ob die aktuelle Intifada ei- 
nen Aufstand der spontanen Massen dar- 
stellt, oder von langen Hand geplant war, 
kann hier nicht weiter nachgegangen wer- 
den. Für beide Thesen lassen sich Hin- 
weise finden. Bereits im Frühjahr 2000 
wandten sich PalästinenserInnen des öf- 


fentlichen Lebens mit einem oflenen Brief 


an die israelische Öffentlichkeit, in dem 
sie vor einer Verschärfung des Konflik- 
tes warnten, da sich durch die Verträge 
von Oslo die Situation der Menschen in 
den besetzten Gebieten nicht wesentlich 
verändert habe. Bereits Mitte Mai 2000 
gab es Ausschreitungen in der Westbank, 
bei denen acht PalästinenserInnen von 
israelischen Soldaten erschossen wurden. 
Andererseits erklärte Arafat am 25.6.2000 
in Nablus, er sei bereit, einen 
’alästinenserstatt auszurufen, ansonsten 
würde es einen neuen Aufstand geben. 
Siehe dazu: Watzal. Ludwig: Feinde des 
Friedens. Der endlose Konflikt zwischen 
Israel und den Palästinensern, Berlin 
2001, 8.7. 


? Es sollte an dieser Stelle allerdings er- 
wähnt werden, dass auch „linke” palästi- 
nensische Gruppierungen wie die PFLP 
Anschläge gegen ZivilistInnen im israc- 
lischen Kernland durchführen. Angaben 
der israelischen Botschaft zur Folge über- 
nahm die PFLP für zwei Auto- 
bombenattentate in diesem Jahr die Ver- 
antwortung. Siehe dazu: Suicide and car 
bomb attacks in Israel since the 
Declaration of Principles. www.lIsrael.org/ 
mfa/go.asp?MFHHOISAO. Das Politbüro- 
mitglied der PFLP, Ali Dscharadat, erklärt 
in einem Interview mit der Tageszeitung 
“junge welt” auf die Frage, warum die 
PFLP sich nicht auf einen Kampf in den 
besetzten Gebieten konzentriere: “Nein, 
wir konzentrieren uns nicht auf die be- 
setzten Gebiete. Mit Aktionen innerhalb 
Israels wollen wir Ariel Sharon zeigen, 
daß seine „Sicherheitspolitik” keinen Er- 
folg hat...Die israelische Bevölkerung soll 
sehen, daß ihre Sicherheit an die Rechte 
und Sicherheit der Palästinenser geknüpfi 
ist.”, Interview von Lukas Zimmermann 
mit Ali Dscharadat, in: junge welt, 2.8.01. 
3)Schon in den frühen 1980ern kam es 
zu heftigen und blutigen Auseinandersct- 
zungen zwischen PLO-nahen und 
Islamistischen Studierenden an den palä- 


stinensischen Universitäten in Birzeit, 
Hebron. Gaza und Nablus. Im Januar 
1982 attackierte Islamisten die Haupt- 
quartiere des Roten Kreuzes in Gazastadt, 
da diese von AnhängerlInnen der links- 
nationalen PFLP geleitet wurden. In Gaza 
kam es auch öfter zu Handgreiflichkei- 
ten gegenüber Frauen, die sich ohne 
Kopftuch und/oder geschminkt in der 
Öffentlichkeit zeigten. Siehe dazu: Abu- 
Anır: Islamic Fundamentalism in the West 
Bank and Gaza. Muslim Brotherhood and 
Islamic Jihad, Bloomington 1994, S. 23- 
135. 

* Siehe dazu:www.jmee.publicpoll/ 
results/200 1/no42.htm, 2.10.01 

° Baumgarten, Helga: Intifada...und da- 
nach?, in: INAMO spezial, Intifada 2, 
August 2001, S. 3-6. 

° Watzal. Ludwig, a.a.O., S. 292-303. 

” So bezeichnet Watzal die von Israel 
immer wieder geforderten und von der 
PLO schließlich durchgesetzten Änderun- 
gen der Nationalcharter als „Aufgabe der 
eigenen Nationalgeschichte”. Auch 
Watzal geht im Sinne der Blut- und 
Bodenideologie von der Existenz von 
„Völkern“ aus, die „ein Recht“ auf „ih- 
ren Boden” haben. Kein Wunder also, 
dass die Charat ihm aus dem Herzen zu 
sprechen scheint. 

* Interview mit Günther Grass, 
www.spiegel.de /kultur/gesellschaft/ 
0,1518.161444.00.html. 

> Baumgarten, Helga, a.a.O., S.3-6. 

'" Es sei darauf’ verwiesen, dass es sich 
hier um eine vereinfachte Darstellung 
ohne den Anspruch auf Vollständigkeit 
handelt. Auf’die verschiedenen Strömun- 
gen innerhalb der Nationalbewegungen 
einzugehen, ist mit Sicherheit von hoher 
Bedeutung, kann an dieser Stelle aber 
nicht geleistet werden. 

'' PLO: The Palestinian National Char- 
ter: Resolutions ofthe Palestinian Natio- 
nal Council. July 1968, in: Smith, Charles 
D. (Hg).: Palestine and the Arab-Israeli 
conllict. A history with documents, 4" 
edition. S. 342-344. 

"21996 waren als Israel-feindlich gelten- 
de Artikel aus der Charta gestrichen wor- 
den und 1998 wurde sie offiziell außer 
Kraft gesetzt. Watzal behauptet in diesem 
Zusammenhang. Arafat habe auf Druck 
des damaligen US-Präsidenten einen 
„leil der palästinensischen Identität zu 
Grabe getragen”, wodurch der „histori- 
sche Anspruch des Zionismus“ bestätigt 
worden sei. Siche dazu, Watzal, Ludwig, 
SUEINS.ID. 


The Israeli-PLO Declaration of 


Prineiples, Washington, D.C., September 
13. 1993, in: Smith, Charles D., a.a.O., S. 
506-510. 
" Englische Quelle: www.adl.org. 
6.10.01. 
5 Salpeter, Eliahu: The Holocaust, or 
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holocausts?, in: Ha’aretz, 11.07.01. 

'% Gaza-Jericho Autonomy Agreement 
(Cairo Agreement), 4.May 1994, Article 
x. 

"7 Lange Zeit galt es in der Forschung als 
Konsens, Antisemitismus und Rassismus 
als zwei Seiten einer Medaille zu betrach- 
ten und auch heute werden Antisemitis- 
mus und Rassismus oftmals gleichgesetzt. 
Es lassen sich jedoch eindeutige Unter- 
schiede skizzieren, wenn die Ideologie- 
kritik zur Grundlage der Analyse gemacht 
wird. An dieser Stelle kann nur knapp auf 
die Unterschiede zwischen Rassismus 
und Antisemitismus eingegangen werden. 
Während Rassismus mit der Einteilung 
von Menschen in „Rassen“ beginnt und 
sein wesentliches Merkmal die Unter- 
scheidung zwischen „hochwertigen“ und 
„minderwertigen“ Rassen ist, werden 
„dem Juden“ im modernen Antisemitis- 
mus andere „Merkmale“ zugeschrieben. 
Nicht nur gilt ..der Jude” als minderwer- 
tig, wie in der Ideologie der Nazis und 
ihrer Vorläufer, sondern erhält gleichzei- 
tig die Attribute „Übermensch“, „Draht- 
zieher” und „Verschwörer”. Damit wird 
„der Jude” zur ständigen Bedrohung, der 
im Weltbild des Antisemiten die Welt 
kontrolliert, alle Fäden in seiner Hand hat 
und gleichzeitig überall auftaucht und 
Intrigen spinnt. 
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„Nach außen gilt es etwas zu vollbringen, woran wir zweimal gescheitert sind: 
im Einklang mit unseren Nachbarn zu einer Rolle zu finden, die unseren Wün- 
schen und unserem Potential entspricht ... Unsere Bürger haben begriffen, daß 
die Zeit unseres Ausnahmezustandes vorbei ist.“ 

Klaus Kinkel, 1993, damals deutscher Außenminister 


Alle „guten“ Dinge sind drei: Deutsche 
Weltmachtsambitionen sind ungebrochen 


Zweimal seit der Reichsgrün- 
dung durch Bismarck 1871 folg- 
te die deutsche Außenpolitik 
dem gleichen Muster: erst Vor- 
herrschaft über Europa, dann 
offen angemeldeter Weltmacht- 
anspruch und schließlich der 
Versuch, die Durchsetzung die- 
ser deutschen Weltmachtsan- 
sprüche durch Krieg zu erlan- 
gen. Zweimal führte die Expan- 
sion zu Katastrophen. Nun, 
nach fünfzig Jahren des Frie- 
dens, glauben viele, die Deut- 
schen seien geheilt. Doch die 
Politik nach der Wiedervereini- 
gung zeigt: Deutschland ver- 
sucht es wieder, doch diesmal 
soll es geschickter angestellt 
werden. 


Bei dem Versuch die Vorherrschaft 
über Europa zu erlangen spielen ins- 
besondere zwei Punkte eine zentrale 

Rolle in der deutschen Außenpolitik: 

1.) die ethnische Parzellierung Eu- 
ropas, soll heißen: jede Ethnie 
soll einen eigenen Staat erhalten. 
Diese Parzellierung führte dazu, 
dass es keine Staatengebilde (z.B. 
„Vielvölkerstaaten“ wie einst Ju- 
goslawien) in Europa geben 
kann, die Großdeutschland als 
dem Machtfaktor widerstehen 
können. 

2.) die Politik der „Europäischen 
Einigung“. Gerade durch die Vor- 
herrschaft in einer starken EU 
kann Deutschland zwei potenti- 
elle Mitkonkurrenten um die Po- 
sition als Weltmacht, Frankreich 
und Großbritannien, ausschalten. 


Die ethnische Parzellierung Europas 

Im Mai 1940 formulierte Heinrich 
Himmler ein Programm, welches bis 
heute weitgehend die deutsche Au- 
ßenpolitik bestimmt: „Bei der Be- 


handlung der Fremdvölkischen im 
Osten müssen wir darauf sehen, so 
viel wie möglich einzelne 
Völkerschaften anzuerkennen [...] Ich 
will damit sagen, daß wir nicht nur 
das größte Interesse daran haben, die 
Bevölkerung des Ostens nicht zu ei- 
nen, sondern im Gegenteil in mög- 
lichst viele Teile und Splitter zu zer- 
gliedern“! 


Die forcierte Destabilisierung des 
Balkans 

Nach dem verlorenen 2. Weltkrieg 
und der damit durch die Alliierten 
verbundenen Zwangspause für die 
deutsche Balkanpolitik, begann 
Deutschland bald wieder an diese 
Politik anzuknüpfen. Dramatischer 
Höhepunkt der neuen alten deutschen 
Außenpolitik war die diplomatische 
Anerkennung Sloweniens und Kroa- 
tiens. Weltweit, insbesondere in den 
USA, sorgte der Alleingang Deutsch- 
lands für Entsetzen, da vielen klar war, 
dass dies die Zerschlagung Jugosla- 
wiens und einen verheerenden Bür- 
gerkrieg mit unzähligen Toten be- 
schleunigen und verstärken würde. 
So hatte der Vorsitzende der 
Jugoslawienkonferenz Deutschland 
noch vor einer frühzeitigen Anerken- 
nung Sloweniens und Kroatiens ge- 
warnt, da dies „der Funke sein (könn- 
te), der Bosnien-Herzegowina in 
Brand setzt‘, und der damalige UN- 
Generalsekretär schrieb wörtlich: „Ich 
bin tief beunruhigt darüber, daß eine 
verfrühte, selektive Anerkennung den 
gegenwärtigen Konflikt ausweiten 
und eine explosive Situation hervor- 
rufen könnte, besonders in Bosnien- 
Herzegowina und auch in Mazedoni- 
en, tatsächlich könnten schwerwie- 
gende Folgen für die ganze Balkan- 
region daraus entstehen. Ich glaube 
daher, daß unkoordinierte Handlun- 
gen vermieden werden sollten‘. Die 
folgenden Jahre bewiesen, dass die 
schlimmsten Prophezeiungen recht 


behalten sollten. Die gewollte Kata- 
strophe auf dem Balkan mit den zehn- 
, wenn nicht gar hundertausenden 
Toten war auch Ergebnis Bonner und 
Berliner Politik. In ungewohnt, fast 
undiplomatischer Weise erklärte auch 
der damalige US-Außenminister War- 
ren Christopher zum Entsetzen der 
Bundesregierung: „daß die Probleme, 
denen wir heute gegenüberstehen, aus 
der Anerkennung Kroatiens und spä- 
ter Bosmiens abzuleiten sind“ und 
„die Deutschen tragen eine besonde- 
re Verantwortung dafür“. Auch die 
Bundesregierung war sich der Trag- 
weite der Entscheidung bewußt. Für 
Bundeskanzler Kohl war es jedoch 
gerade deshalb „ein großer Sieg für 
die deutsche Politik“. Und dass der 
bis heute andauernde verheerende 
Bürgerkrieg in Ex-Jugoslawien 
durchaus im Kalkül der Bundesregie- 
rung stand, machte der damalige Au- 
Benminister Genscher der kroatischen 
Regierung 1991 deutlich. „Mit jedem 
Schuß rückt die Unabhängigkeit nä- 
her“. 

Fortan war der Zerfallsprozess Jugo- 
slawiens nicht mehr zu stoppen. 


Vom Brandstifter zum „Feuerlöscher“ 
Dass die rot-grüne Bundesregierung 
der Kohlregierung in der Politik in 
Bezug auf den Balkan in nichts nach- 
stand — ganz im Gegenteil - offenbar- 
te sehr schnell der unter maßgeblicher 
deutscher Beteiligung forcierte 
NATO-Angriffskrieg gegen Jugosla- 
wien 1998. 

Doch die rot-grüne Regierung und 
insbesondere Joschka Fischer erwie- 
sen sich in der Außenpolitik geschick- 
ter als die Kohlregierung. Während 
die Kohlregierung für die Durchset- 
zung „deutscher Interessen“ bei der 
Anerkennung Sloweniens und Kroa- 
tiens weltweit als „Brandstifter“ beti- 
telt wurde, betätigte sich das Gespann 


Schröder/Fischer lieber als vermeint- 
liche Feuerwehr auf dem Balkan. Da- 
bei verloren sie jedoch auch nie die 
„deutschen Interessen“ auf dem Bal- 
kan aus den Au- 
gen, hatten genau- 
so wenig Respekt 
wie die Kohl- 
regierung davor, 
dass diese Durch- 
setzung vielen 
Menschen das Le- 
ben gekostet hat 
und kosten wird. 
Aber da es in der 
Öffentlichkeit 
manchmal nicht 
so gut ankommt, 
diem t3SHc hie 
Großmachtpläne 
zu schmieden, 
wurde der Krieg 
vor allem als ein 
Krieg für Men- 
schenrechte und 
neuerdings bei 
Joschka Fischer 
auch als Krieg gegen Bin Laden hin- 
gestellt. Ohne Eingreifen der NATO 
im Kosovo, so meint er, wäre Osama 
bin Laden heute in den Flüchtlingsla- 
gern der jugoslawischen Provinz ak- 
tiv. Eine Talibanisierung habe dort ge- 
droht, Zustände wie in Afghanistan 
mithin. 

Sowas fällt wohl auch nur dem Ex- 
Sponti ein: Bin Laden im Kosovo. 
Vielleicht hatte Fischer ja die Insider- 
information, dass Milosevic heimlich 
zum Islam übertreten wollte, um dann 
zum Dschihad gegen die drohende 
Bekehrungswelle der Albaner zum 
Christentum anzusetzen? Manchmal 
schon sehr abenteuerlich, wie unver- 
blümt der deutsche Außenminister die 
Fakten umdreht, denn bin Laden hat 
durch Geld und Waffenlieferung die 
UCK unterstützt. Also haben Herr Fi- 
scher und Herr Bin Laden auf der ein 
und selben Seite gekämpft - gegen die 
aus unterschiedlichen Gründen ge- 
haßten Serben. 

Wesentlicher Grund des Krieges ge- 
gen Jugoslawien war für Deutschland 
natürlich weder Herr Bin Laden, noch 
die Menschenrechte, es ging auch der 
rot-grünen Regierung, in guter deut- 
scher Tradition um den Ausbau der 
Vormachtstellung im „deutschen Hin- 
terland‘“. Das hat ja auch perfekt ge- 


klappt, so ist die D-Mark nun z.B. die 
einzige offizielle Währung in 
Montenegro, aber auch im Kosovo 
geht nichts mehr ohne das deutsche 


Geld. Und dass Deutschland eine po- 
litisch und militärisch führende Rol- 
le im Balkan inne hat, beweist nicht 
zuletzt der nun unter deutscher Füh- 
rung stattfindende MFOR-Einsatz in 
Mazedonien, welcher im Schatten der 
Anschläge in den USA und der deut- 
sche Vorbereitung auf den „Krieg ge- 
gen den Terror“ ohne größere Diskus- 
sion beschlossen wurde. So wurde der 
Bock zum Gärtner gemacht. 

Jetzt wo Deutschland nach der politi- 
schen und wirtschaftlichen auch die 
militärische Nummer eins auf dem 
Balkan ist, könnte mensch ja anneh- 
men, dass der durch Deutschland for- 
cierte Zerfalls- und 
Destabilisierungsprozess auf dem 
Balkan ein Ende finden würde. Doch 
wer das glaubt, hat die Rechnung ohne 
den Wirt — ohne Deutschland — ge- 
macht. Außenminister Fischer hat 
schon verlauten lassen: die „albani- 
sche Frage“ sei offen wie einst die 
„deutsche Frage‘. 

Fischers Parole von der »offenen al- 
banischen Frage« ist nicht auf den 
Staat Albanien und dessen Bewohner 
gemünzt, sondern auf die Staatsbür- 
ger albanischer Herkunft im Kosovo, 
in Mazedonien (23 Prozent der Ein- 
wohner), in Montenegro (neun Pro- 
zent), im restlichen Serbien (ein Pro- 
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zent) und in Griechenland (0,5 Pro- 
zent). 

Die ethnische Parzellierung Europas 
ist bei weitem noch nicht abgeschlos- 
sen und 
auch nicht 
auf den 
Balkan be- 
schränkt. 
Schon 
werden die 
internatio- 
nalen Be- 
sorgnisse 
größer, 
dass es zu 
schwer- 
wiegenden 
ethnischen 
Konflikten 
in Rumä- 
nien und 
Ungarn 
kommen 
könnte. 


Die „europäische Einigung“ unter 
deutscher Vorherrschaft 

Im Gegensatz zur Parzellierung Eu- 
ropas und der damit verbundenen 
Destabilisierung des Balkans, die in 
vielen Belangen an eine lange be- 
währte deutsche Tradition anknüpft, 
ist die „europäische Einigung“ ein 
Kontinuitätsbruch im Dienste einer 
neuen Sparte deutscher Machtpolitik. 
Schmerzvoll mußte Deutschland im 
l. und 2. Weltkrieg erkennen, dass ein 
großer Krieg Deutschland die Vor- 
herrschaft in Europa oder gar der Welt 
nicht bringen konnte. Daher präsen- 
tiert sich Deutschland als eine „geläu- 
terte Nation“, die sich friedliebend 
gibt, aber trotzdem oder gerade dar- 
um Großmachtansprüche anmeldet 
und realisiert. Oder wie es Joschka Fi- 
scher schon 1995 in seinem Buch 
»Risiko Deutschland - Krise und Zu- 
kunft der deutschen Politik« fragend 
formuliert hat: »Bekommt Deutsch- 
land jetzt, nachdem es friedlich und 
zivil geworden ist (...) all das, was ihm 
Europa, ja die Welt in zwei großen 
Kriegen erfolgreich verwehrt hat, 
nämlich eine Art ‘sanfter Hegemonie’ 
über Europa, Ergebnis seiner Größe, 
seiner wirtschaftlichen Stärke und 
seiner Lage und nicht mehr seines mi- 
litärischen Potentials%« Im Jahre 2001 
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macht wohl auch Herr Fischer kein 
Fragezeichen hinter dieser langgeheg- 
ten deutschen Wunschvorstellung, 
wobei der Begriff „sanfte Hegemo- 
nie“ natürlich interpretationsbedürftig 
bleiben soll. 

Um im Zuge der „europäischen Eini- 
gung“ die sanfte Hegemonie zu erlan- 
gen, mußte Deutschland erst einmal 
die Traditionsfeindschaft mit Frank- 
reich in die deutsch-französische Ach- 
se umwandeln. Diese Achse ist zuneh- 
mend auch zum Motor und dement- 
sprechend zum Machtzentrum - oder 
wie Fischer es nennt Gravitations- 
zentrum - und Avantgarde Europas 
geworden. Dies hat aus deutscher 
Sicht den netten Nebeneffekt, dass die 
europakritischen Briten den Anschluß 
an das Machtzentrum innerhalb Eu- 
ropas zunehmend verlieren. Aber 
auch Frankreich soll nur zweiter, nicht 
gleichberechtigter Partner werden. So 
drängen die europapolitischen Forde- 
rungen von Fischer und Schröder im- 
mer mehr 
auf „die 
Übertra- 
gung des- 
sen auf 
Europa, 
was in 
Deutsch- 
land be- 
reits exi- 
stiert — ein 
förderales 
Zwei- 
Kammer- 
System 
mit Bun- 
destag und 
Bundes- 
rar ZFeelSe 
Figaro)®. 
Ziel dieser 
Umstruk- 
turierung 
ist langfri- 
stig die 
Hegemo- 
nie inner- 
halb der EU zu sichern. Dementspre- 
chend legte Deutschland eine Tabelle 
vor, in der die deutschen Vorstellun- 
gen von der Stimmgewichtung im Mi- 
nisterrat (europäisches Pendant zum 
deutschen Bundesrat) dargestellt wur- 
de. Die Stimmverteilung soll von 33 
Stimmen bis unten zu 3 Stimmen rei- 


chen. Selbstverständlich erhält einzig 
und allein Deutschland 33 Stimmen, 
ganze drei Stimmen sieht der Vor- 
schlag für Luxemburg und Malta vor. 
Somit hätte Deutschland elf mal so- 
viel Stimmen wie etwa Luxemburg. 
Anhand solcher Vorstellungen sind 
auch die Äußerungen des französi- 
schen Innenministers Chevenements 
zu verstehen «Deutschland habe sich 
„noch nicht von der Entgleisung er- 
holt, die der Nationalsozialismus in 
seiner Geschichte dargestellt hat“ und 
träume „noch immer vom Heiligen 
Römischen Reich “«?. Es ist zu er- 
warten, dass Deutschland weiter ein 
Hauptgewicht auf seine Europapoli- 
tik setzen wird, denn durch eine star- 
ke EU ist Deutschland als ihre 
Hegemonialmacht gestärkt— auch und 
gerade im Konkurrenzkampf mit den 
USA. 


schen Militärpotential zu sein. Daher 
kommt der Militärmacht Europa eine 
immer größere Bedeutung zu. So ei- 
nigte sich die EU auf einer Tagung 
im September 2000 in Brüssel darauf, 
die Militarisierung Europas zu kon- 
kretisieren. Interessant sind die Grö- 
ßenordnungen der bekanntgeworde- 
nen SoldatInnen-Kontingente der ein- 
zelnen EU-Staaten: Österreich: 3.500, 
Belgien: 1.000, Großbritannien: 
12.500, Finnland: 2.000, Frankreich: 
12.000, Griechenland: 3.500, Irland: 
1.000, Italien: 6.000, Luxemburg: 
100, Niederlande: 5.000, Portugal: 
1.000, Schweden: 1.500. Dänemark 
beteiligt sich nicht an der EU-Trup- 
pe. Zu diesen Kontingenten kommen 
noch Beiträge aus den europäischen 
NATO- (aber nicht EU-Staaten) Nor- 
wegen und Island und sämtlichen 13 
EU-Beitrittskandidaten (einschließ- 
lich der Türkei) hinzu. 
Deutschland stellt mit 18.000 
SoldatInnen das mit Abstand größte 


Zwei Männer - ein Ziel: ein starker Staat Palästina 


Militärmacht Europa 

Im Konkurrenzkampf mit den USA 
spielt das Militärpotential eine wich- 
tige Rolle. Die europäischen Staaten, 
einschließlich Frankreichs und Groß- 
britanniens, sind sich durchaus 
bewusst einzeln nicht konkurrenzfä- 
hig gegenüber dem US-amerikani- 


Kontingent. Um 18.000 einsatzfähi- 
ge SoldatInnen zu haben, sind 30.000 
notwendig, die extra dafür ausgebil- 
det werden. Von den 18.000 
SoldatInnen kommen 12.000 aus dem 
Heer. Zugesagt sind zudem 93 
Kampf- , 35 Transport- und 3 
Überwachungsflugzeuge, vier 


Kampfhubschrauber und Einheiten 
der Marine. Der Befehlshaber der EU- 
Truppe wird der deutsche General 
Rainer Schuwirth sein. 

Damit wird eine europäische 
Interventionstruppe unter deutscher 
Führung zusammengestellt für 
Militärinterventionen (sprich Krieg- 
seinsätze) im Einsatzradius von 4.000 
km (!) rund um die EU. Und die 
Aufgabe des europäischen Militärs 
umreißt Fischer folgendermaßen: 
„Die kollektive Verteidigung wird 
weiterhin Aufgabe der NATO bleiben. 
Aber die Europäische Union muss 
auch die Fähigkeit zu einem eigenen 
militärischen Krisenmanagement ent- 
wickeln, wann immer aus Sicht der 
EU ein Handlungsbedarf besteht und 
die nordamerikanischen Partner sich 
nicht beteiligen wollen.“ Und wer die 
EU-Sicht maßgeblich bestimmt, ist ja 
im Abschnitt über Deutschland und 
die europäische Einigung erläutert 
worden. 


Weltinnenpolitik 

Um zu suggerieren, dass es kein Ge- 
biet der Welt gibt, in denen Deutsch- 
land kein Anspruch auf Mitsprache 
habe, redet der Außenminister nicht 
mehr von Außenpolitik, sondern von 
„Weltinnenpolitik“. Es ist wohl mal 
wieder soweit, Deutschland betrach- 
tet sich als Nabel der Welt und jeder 
Konflikt ist dementsprechend ein in- 
terner Konflikt-auf dem Balkan, wie 
in Nahost. 

Scharping begründete den Kosovo 
Krieg u.a. damit, dass die Deutschen 
„gegen die Fratze der eigenen Ge- 
schichte‘ dort kämpfen würden. Eine 
ähnliche „Vergangenheits- 
bewältigung“ stellt dann wohl auch 
die gewollte Vermittlerrolle im Nah- 
ost- Konflikt dar. Nicht trotz, sondern 
wegen Auschwitz müsse Deutschland 
mit der EU in Israel/Palästina inter- 
venieren. „Die historische Schuld, die 
das deutsche Volk gegenüber den Ju- 
den aufsich geladen hat, macht Sank- 
tionen gegenüber Israel zu einem 
heiklen Thema. Aber letztlich grün- 
det auch das Unrecht, das den Palä- 
stinensern widerfährt, im 
Zivilisationsbruch von Auschwitz. 
Druck auf Israel auszuüben, damit es 
wieder vom Kriegs- auf den Friedens- 
kurs umschwenkt, sollte deshalb kein 
Tabu darstellen.“ 


Nach dem Wandel der Nahostpolitik 
der USA seit dem Amtsantritt George 
Bush Jr. und der damit verbundenen 
Zurückhaltung der Vereinigten Staa- 
ten als Vermittler aufzutreten, sah die 
EU und Deutschland ihre Chance ge- 
kommen. So entsendete die EU einen 
Vortrupp einer EU-Beobachtertruppe, 
ohne Zustimmung des Europäischen 
Rates und nur in Absprache mit den 
palästinensischen Behörden in die be- 
setzten Gebiete. Mittlerweile mußte 
sogar eine offizielle Einsatzstelle der 
EU-Truppe in Bethlehem geschlossen 
werden, weil entsprechende Einrich- 
tungen nicht mit der israelischen Sei- 
te vereinbart waren.'’ Nach dieser 
Blamage war es eine Genugtuung für 
die deutschen und EU-Vermittlungs- 
bestrebungen, dass nach dem schreck- 
lichen Terroranschlag in Tel Aviv mit 
21 Toten Joschka Fischer eine Pendel- 
diplomatie zwischen der palästinen- 
sischen und israelischen Seite absol- 
vieren und das Ergebnis, dass es kei- 
ne unmittelbaren Vergeltungsaktionen 
von israelischer Seite gab, als sein 
Verhandlungserfolg darstellen konn- 
te. Die europäisch-deutschen 
Vermittlungsambitionen, die dem Ziel 
dienen, die USA als Machtfaktor im 
Nahen Osten zu schwächen und dem- 
zufolge die eigene Position dort zu 
stärken, stoßen aufgrund der traditio- 
nell guten Beziehungen zu den arabi- 
schen Staaten in diesen Ländern auf 
große Unterstützung. Doch gerade die 
pro-palästinensische Haltung und der 
europäische Wunsch eine sogenann- 
te Friedens- oder Beobachtertruppe zu 
entsenden, wird in Israel mit großer 
Skepsis gesehen. Zu frisch sind die 
Erinnerungen, dass die Krisen- 
bewältigung im Kosovo auch mit ei- 
ner „friedlichen“ OSZE-Mission be- 
gonnen hatte. Und schon während des 
Kosovo-Krieges warnte Scharon: „Is- 
rael könnte das nächste Opfer der 
Nato-Attacken werden“.!' Auch 
wenn die derzeitige israelische Regie- 
rung immer wieder betont, dass die 
EU-Politik im Nahen Osten parteiisch 
sei'?, versucht die EU immer noch als 
„ehrlicher Makler“ ihre Macht- 
ambitionen im Nahen Osten durch- 
zusetzen. Das in letzter Zeit aber all- 
zu pro-palästinensische Auftreten der 
EU stößt zunehmend auch innerhalb 
der EU aus taktischen Gründen auf 
Kritik, so z.B. von Großbritannien 
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und Deutschland, da das „ihre Rolle 
als Vermittler in dem Konflikt schwä- 
chen“'* und im gleichen Moment die 
Rolle des Konkurrenten USA stärken 
würde. 

Sein Verhandlungsgeschick kann 
Deutschland auch im aktuellen Af- 
ghanistan-Krieg unter Beweis stellen. 
Denn ausgerechnet in Deutschland 
soll über den Wiederaufbau Afghani- 
stans und über die Machtverteilung 
am Hindukusch verhandelt werden. 
Das Deutschland diese Region nicht 
erst seit dem Krieg als geostrategisch 
wichtige Region eingestuft hat, mach- 
te schon vor dem II. September der 
Leiter des Planungsstabes im Auswär- 
tigen Amt in der FAZ vom 15. Mai 
2001 deutlich. Unter dem Titel „Neu- 
es „great game“ in Zentralasien? Die 
Stabilität der Region ist gefährdet — 
Europa sollte sich aus ökonomischen 
und sicherheitspolitischen Interessen 
engagieren“ malt Achim Schillen ein 
Szenario auf, wie die Welt im Jahre 
2015 aussehen könnte wenn nicht ge- 
handelt würde. Aufgrund der Nieder- 
lage der Taliban ist das Szenario zwar 
nun weitgehend überholt, die darin 
gezeichneten Interessen könnten bei 
der Afghanistan Konferenz jedoch 
eine wichtige Rolle spielen: „Im Jahr 
2015 — ein mögliches Szenario: Die 
europäische Integration ist weitge- 
hend abgeschlossen. Alle mitteleuro- 
päischen Staaten sind Mitglieder der 
Europäischen Union. Die Nato-Ost- 
Erweiterung ist in enger Kooperation 
mit Rußland erfolgt. Die Ukraine ko- 
operiert sehr eng mit dem Westen. Die 
anfänglichen russischen Bedenken 
gegen die Integration konnten zer- 
streut werden. Nun verläuft die Gren- 
ze des atlantischen Bündnisses und 
der EU entlang der russischen Föde- 
ration. Knapp fünf Jahre zuvor haben 
Gotteskrieger der Taliban in Afgha- 
nistan, nachdem sie die Nordallianz 
geschlagen und einen gewaltigen 
Flüchtlingsstrom in die zentral- 
asiatischen Staaten hervorgerufen hat- 
ten, ihre fundamentalistische, religi- 
ös-fanatische Ideologie weiter nach 
Norden verbreitet. Die russische Hoff- 
nung, den Expansionsdrang der 
Taliban durch die Anerkennung ihrer 
Herrschaft zu reduzieren, hat sich 
nicht erfüllt. Vielmehr sind die 
Taliban ihrem strategischen Ziel ei- 
nen guten Schritt näher gekommen: 
die Kontrolle des Ferganatals, das in 
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Usbekistan, Kirgistan und 
Tadschikistan liegt. Mit der Kontrol- 
le des fruchtbaren Tals können sie die 
Produktion von Rohopium 
verstetigen, mit dem sie den europäi- 
schen Markt kontrolieren. Weil die eu- 
ropäischen Erdölfelder beinahe voll- 
ständig ausgebeutet sind, werden die 
Vorkommen in Kasachstan und Turk- 
menistan immer wichtiger. Die Pipe- 
lines, die vor wenigen Jahren fertig- 
gestellt 
wurden, ha- 
ben eine 
überragen- 
de Bedeu- 
tung für Eu- 
ropa.“ Viel 
deutlicher 
können 
kaum die In- 
teressen 
Deutsch- 
lands bzw. 
ein durch 
Deutschland 
geführtes 
Europa um- 
rissen Wer- 
den. Und 
die Tatsa- 


| ‚Dh: 


nun morden auch die Deutschen wie- 
der höchstpersönlich. 


Endnoten: 

' Zitiert nach „Divede et impera” von 
Klaus Thörner in Jungle World vom 
14.04.1999 

® Hartmann, Ralph in: „Die ehrlichen 
Makler“, Dietz-Verlag Berlin, 4. Auflage 
1990575 215 

3 Ebenda, S. 15f. 
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parteiisch” in Süddeutscher Zeitung vom 
19.11.01, 927. 

» SZ: „Sonderkommando entführt 
Hamas-Mitglied aus Gaza“ vom 20.11.01, 
S.10. 

" Verteidigungs Politische Richtlinien 
(VPR) Kap. 8 Absatz 8, siehe auch 
www.friedenskooperative.de/themen/bw- 
l.htim 


che, dass Der deutsche Minister und die toten JüdInnen: Fischer bei der Kranzniederle- 
Deutsch- gung für die Opfer eunes palästinänsischen Selbstmordattentäters, der sich in 
| a n d TelAviv vor einer Disko in die Luft sprengte. 


Marine- 

verbände im Zuge der „Terror- 
bekämpfung‘“ auch ans Kap von Afri- 
ka entsandt hat, läßt erwarten, dass 
sich auch die deutschen Interessen 
sich nicht auf Afghanistan beschrän- 
ken, denn schließlich ist es Aufgabe 
der Bundeswehr die „Aufrechterhal- 
tung des freien Welthandels und des 
ungehinderten Zugangs zu Märkten 
und Rohstoffen in aller Welt in Rah- 
men einer gerechten Weltwirtschafts- 
ordnung“. 

Und vielleicht kommt es manch ei- 
nem Militärstrategen es nicht ganz 
ungelegen, dass die USA nach den 
Anschlägen vom 11.9. in Afghanistan 
intervenieren, in der Hoffnung 
Deutschland kann auch dort sein ei- 
genes Süppchen kochen. Dies Süpp- 
chen heißt Krieg im Namen „deut- 
scher Interessen“ oder wie Schröder 
es nennt die „Enttabuisierung des 
Militärischen“. Die Zeiten wo „nur“ 
deutsche Waffen und deutsches Geld 
in aller Welt mordeten sind vorbei, 


* Ebenda, S. 18. 

° Vol. „Die heimliche Agenda” von Mat- 
thias Küntzel in: Jungle World 15/2001 
° „Schröders Europa” von Bernhard 
Schmid in Jungle World 20/2001 

? „Diskurs um die Europa-Vision Joschka 
Fischers“ von Christina Wegener in e- 
politik.de 

* Vol. „Mit Hochgeschwindigkeit in 
Richtung Militärmacht Europa” von To- 


bias Pflüger in IMI-Aktuell-00-12-04, auf 


www.imi.de 

> Zitat aus „Friedensgutachten 2001” 
(Hrsg. führende deutsche Friedens- 
institute) zitiert in „Friedensengel ohne 
Mandat” von udo wolter und thomas von 
der osten-sacken in Jungle World 25/2001 
'» Quelle dafür ist die israelische linksli- 
berale Tageszeitung Ha’aretz, zitiert in 
„Friedensengel ohne Mandat“ 

'" Last Exit Jerusalem“ von Jürgen EI- 
sässer in: “Nie wieder Krieg ohne uns“ 
von Jürgen Elsässer (Hrsg.), S. 130. 
Sharon dementierte später diese Aussa- 
ge, der Reporter der Zeitung „Yediot 
Achronot“ hiel an seiner Darstellung fest, 
Scharon habe diese Aussage getätigt. 

2 Vol. „EU-Politik im Nahen Osten ist 


Der Polizeistaat 


Introduction 


„Seitdem 11. September ist nichts 
mehr wie es war!“. An und für sich 
ist dies eine gute Nachricht, denn 
die Welt vor dem 11. Sept. war in 
vielerlei Hinsicht eine wenig 
verteidigungswerte Form des 
menschlichen Daseins. Da wur- 
den wir z.B. in D. bereits mit „zero- 
tolerance“-Politik und populis- 
tischen Sicherheitsfanatismen ge- 
quält, die dazu führten, dass heut- 
zutage kein Mensch mehr vor 
staatlichen Repressionen sicher 
ist. 

Jedem(r) aufmerksamen 
Beobachterln der Funktionsweise 
unserer ach so freiheitlichen De- 
mokratien dürfte aber bereits kurz 
nach dem Anschlag klar gewesen 
sein, dass das, 
was jetzt auf uns 
zukommt, keine 
Verbesserung 
darstellen wird. 
Da werden ab- 
struse Sicher- 
heitspakete aus- 
gepackt, die of- 
fenbar schon lan- 
ge in irgend- 
welchen Schubla- 
den auf das pas- 
sende gesell- 
schaftliche Klima 
warten, um umge- 
setzt zu werden. 
Dieses scheint 
gekommen zu 
sein. Mittels me- 
dialer Panikma- 
che und Hetzre- 
den von 
PolitikerInnen wird jetzt alles da- 
für getan, um in den Menschen die 
bereits vorhandene Angst zu ver- 
stärken, damit sie kritiklos ihre ei- 
gene Verglasung hinnehmen. Die 
Rechnung geht auf. 


Deutschland als fruchtbarer Nähr- 
boden für geistige BrandstifterIn- 


nen 


Abgesehen von einigen 
BürgerInnenrechts-Organisatio- 
nen übt sich die deutsche Zivil- 
gesellschaft mal wieder im glorrei- 
chen Abfeiern aller rassistischen 


und totalitären Sicherheits- 
strategien und mögen sie auch 
noch so schwachsinnig sein. Hier, 
in dem Heimatland von Ordnung 
und Sauberkeit und anderen „Tu- 
genden“, die Auschwitz erst mit 
ermöglicht haben, finden geistige 
Brandstifter seit jeher fruchtbaren 
Nährboden. 

Dass es vor allem in den ersten 
Tagen nach den Anschlägen 
selbst bei den abstrusesten Vor- 
schlägen, die im Namen der „In- 
neren Sicherheit“ öffentlich ver- 
lautbart wurden, wenig Kritik 
gab, ist vor allem auf zwei Grün- 
de zurückzuführen: Einerseits 
die übliche unsolidarische und 
außerdem falsch Ausrede „Mich 
betrifft es ja nicht“ und anderer- 
seits die den Deutschen imma- 


Otto S. in seinem Element 


nente Selbstidentifikation als 
„deutsche“ Volksgemeinschaft. 
Denn eine „Volksgemeinschaft“ 
ist bereit, ihre Zivilgesellschaft 
gegen alles, was diese schein- 
bar bedroht, zu verteidigen und 
so wird auch jeder Vorschlag zur 
Inneren Sicherheit willig aufge- 
nommen, der vorgibt das „deut- 
sche Wertesystem“ gegen Fein- 
de von Innen und Außen zu 
schützen. Von rassistischen und 
totalitären Vorschlägen dieser 
Art wimmelt es derzeit (sie sind 
sogar noch beliebter als 
Bombendohungen oder 
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Milzbrandfakes) und ein Teil die- 
ses geistigen Schwachsinns ist 
mittlerweile auch schon „Recht 
und Gesetz‘. 


Die Pakete des Otto S. 


Im folgenden soll nun auf die 
von Otto S. bereits umgesetzten 
und noch geplanten Maßnah- 
men zur „Terrorbekämpfung" 
eingegangen werden. Insgesamt 
sind Änderungen an den folgen- 
den Gesetzen geplant: 
Bundeskriminalamtgesetz, 
Bundesverfassungsschutz- 
gesetz, 
Sicherheitsüberprüfungsgesetz, 
Vereinsgesetz, 
Personalausweisgesetz, Auslän- 
dergesetz, Asylverfahrensgesetz 
und Ausländerzentralregister- 
gesetz sowie Strafgesetzbuch. 
Die meisten Änderungen grei- 
fen drastisch in die Rechte der 
hier lebenden Menschen ein 
und sind alle hinsichtlich des 
proklamierten Ziels der Terror- 
bekämpfung so effektiv wie die 
Klospülung einer Dixie-Toilette. 
Denn vor einem Anschlag mit 
einem Teppichmesser können 
uns auch die repressivsten 
Maßnahmen nicht schützen. 
Das genau das Otto S. bekannt 
ist und er unter dem Deckman- 
tel der „Anti-Terror‘- und 
„Sicherheits“-Pakete andere 
Ziele hat, soll im nachfolgenden 
verdeutlicht werden. 


$ 129b 


Schon am 19.9.01 wurde ein so- 
genanntes „Aktionspaket“ im Bun- 
destag ohne größeren Widerstand 
verabschiedet. Dies beinhaltet 
zunächst die Erweiterung des Pa- 
ragraphen 129 (Bildung einer kri- 
minellen Vereinigung), dem be- 
reits 1976 zu Zeiten des „Deut- 
schen Herbstes“ der Paragraph 
129a, welcher die strafrechtliche 
Verfolgung von Personen, denen 
Bildung, Unterstützung bzw. das 
Werben für eine „Terroristische 
Vereinigung“ vorgeworfen wird , 
hinzugefügt wurde. Dieser Para- 
graph 129a wird heute vor allem 
als Ermittlungsparagraph einge- 
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setzt, um großangelegte 
Überwachungs- und Repressions- 
maßnahmen gegen politisch An- 
dersdenkende zu rechtfertigen. 
Mit dem nun hinzugefügten 8 129b 
wird auch die „Unterstützung von 
terroristischen Vereinigungen“, die 
im Ausland ansässig sind, unter 
Strafe gestellt. Wie im Rahmen 
des $ 129a fallen auch schon Per- 
sonen unter den Tatbestand die- 
ses Paragraphen, die sogar ledig- 
lich Flugzettel verteilen, die die 
Ziele der angeblich terroristischen 
Gruppe verdeutlichen sollen. Und 
da zeigt sich dann auch schon der 
Haken. Wer entscheidet darüber, 
was in unserer Gesellschaft terro- 
ristisch ist und was nicht und wer 
entscheidet, ob eine Organisation 
im Ausland Terror anwendet oder 
lediglich /egitime Gewalt gegen 
den Unrechtsstaat, aus dem sie 
kommt oder vielleicht sogar nur 
„zivilen“ Ungehorsam. Es sind im- 
mer nur die Herrschenden (sei es 
in Form der Gerichte, der jeweili- 
gen InnenministerInnen oder Po- 
lizeibehörden), die den Rahmen 
festlegen und deren Ziel es ist, 
jede ernstzunehmende radikale 
Gesellschaftskritik im Keim zu er- 
sticken und das klappt in deren 
Augen am Besten durch Repres- 
sion. 

Als Exkurs ein kleines Beispiel 
was uns durch Paragraphen wie 
den 129a und 129b zukünftig be- 
vorsteht: 

Seit Wochen diskutieren EU-Mini- 
ster über ein geplantes gemeinsa- 
mes Anti-Terror-Programm. In die- 
sem Zusammenhang versuchen 
sie sich auf eine einheitliche Defi- 
nition des Begriffs „terroristisch“ zu 
einigen. In einem Kommissions- 
entwurf zu einem Rahmenpro- 
gramm wurde vorgeschlagen, 
dass terroristische Aktionen sol- 
che sind, die versuchen, die „poli- 
tischen, wirtschaftlichen und so- 
zialen Strukturen eines Landes 
ernsthaft zu verändern“. „Verän- 
dern“ soll nun noch in „beeinflus- 
sen“ umgedeutet und das Wort 
„ernsthaft“ gleich völlig gestrichen 
werden. Die Folgen einer solchen 
Definition sind für jeglichen politi- 
schen Widerstand eklatant. Prote- 
ste wie in Prag, Göteborg oder Ge- 


nua sind fortan terroristisch und 
der Ausspähung der 
GlobalisierungsgegnerInnen sind 
durch $ 129a und b Tür und Tor 
geöffnet. Artikel 3 des Rahmen- 
programms sieht weiter vor, dass 
die „gesetzeswidrige Besetzung 
oder Beschädigung von staatli- 
chen Einrichtungen (!), öffentli- 
chen Verkehrsmitteln (!), öffentli- 
chen Plätzen (!) oder Besitzes“ als 
terroristische Akte zu betrachten 
sei. Hier werden politische 
Protestformen kriminalisiert, die 
nichts, aber auch gar nichts mit 
den Anschlägen vom 11. Septem- 
ber gemein haben. Außerdem soll 
uns mal jemand erklären wie 
durch solche Maßnahmen 
Selbstmordattentate mit Teppich- 
messern verhindert werden kön- 
nen 


Biometrische Daten im Personal- 


ausweis 


Nach den Entwürfen des Innenmi- 
nisteriums sollen künftig nicht nur 
der Fingerabdruck, sondern auch 
Iris- und Gesichtsmerkmale sowie 
die Handgeometrie vermessen 
und im Personalausweis erfasst 
werden. Außerdem ist geplant, auf 
einem Chip auf dem Ausweis wei- 
tere Daten(?) verschlüsselt zu 
speichern. Dieser Ausweis, den 
uns die grinsende Fratze von Mi- 
ster S. in diversen Zeitungen so 
pressewirksam entgegenhält, 
lässt jede(n) unweigerlich an 
George Orwell denken. Erstens 
wird dadurch jeder Mensch erst 
mal grundsätzlich unter General- 
verdacht gestellt und zweitens 
wird hier mal eben das selbst der 
bürgerlichen Demokratie imma- 
nente Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung aller hier le- 
benden Menschen ad acta gelegt. 
Außerdem bedarf es zu einer 
„sinnvollen“ Anwendung dieser 
Daten eines Zentralregisters, in 
dem die Daten eine(r)s jeden ge- 
speichert werde. Was das bedeu- 
tet, kann jede(r) für sich selbst 
ausrechnen.. Abgesehen davon 
gilt aber auch hier: Wo ist der Zu- 
sammenhang zur Terror- 
bekämpfung? 


Wenn mensch sich diese Idee von 
Otto S. näher ansieht und mit der 
heutigen Praxis vergleicht, findet 
mensch schnell heraus, welche 
Stoßrichtung diese Neuerungen 
tatsächlich haben. Dazu unten 
mehr... 


Das BKA- Gestapo im neuen Ge- 
wand? 


Wenn es nach Otto S. gegangen 
wäre, hätte das Bundeskriminal- 
amt (BKA) nun eine sogenannte 
„Initiativermittlungskompetenz‘“. 
D.h., dass es ohne Tatverdacht 
Ermittlungen aufnehmen kann. 
Dies hätte die Polizei in Form des 
BKA sogar von Gesetzes wegen 
von der Kontrolle durch die Justiz 
gelöst und das BKA zu einer Art 
Geheimdienst unter der Kontrolle 
des Innenministeriums gemacht. 
Davon fühlten sich sogar einige 
Richtervereinigungen auf den 
Schlips getreten und wiesen auf 
die Lehren aus der NS-Zeit und 
einen Grundgesetzwiderspruch 
hin. In dem jüngst beschlossenen 
Kompromiß zwischen den Tarnfar- 
ben-Grünen und der Schröder- 
Fraktion stellen nun die Grünen 
die Abwendung dieser Neuerung 
als Erfolg dar. Letztendlich wäre 
sie aber voraussichtlich eh am 
Bundesverfassungsgericht 
gescheitet — super gefeilscht!. 
Zumindest kann hier festgestellt 
werden, dass Otto S. und Co. 
wenig geben auf die liberalen 
Grundsätze ihrer tollen bundes- 
deutschen Demokratie. 


Rasterfahndung 


Ebenfalls zur Terrorbekämpfung wur- 


de die Rasterfahndung wieder einge- 
führt. Diese wurde in den siebziger 
Jahren als Anti-Terror-Maßnahme 
gegen die RAF entwickelt. Dabei 
werden Personen aufeine Kombina- 
tion verschiedener Merkmale hin un- 
tersucht. Ausgewertet werden über- 
wiegend Datenbanken, die nicht po- 
lizeilichen Zwecken dienen, wie von 
Einwohnermeldeämtern, Universitä- 
ten und Elektrizitätswerken. Insge- 
samt wurde durch die Raster- 
fahndung in der BRD genau 1 Terro- 


rist (Rudolf Heißler— 1979) verhaftet. 
Allein das stellt zumindest schon mal 
die Wirksamkeit dieser Maßnahme in 
Frage. Außerdem wurde die Raster- 
fahndung vom BKA für RAF- 
TerroristiInnen entwickelt. Die deut- 
schen Terroristinnen der siebziger 
Jahre lebten im Untergrund, mussten 
Geld illegal besorgen und konnten 
daher Miete oder Stromrechnung nur 
bar bezahlen - ein Verhaltensmuster, 
mit dem sie auffielen. Doch die neu- 
en TerroristInnen sind mit Rastern 
nicht zu erfassen, die Schläfer leben 
gesetzestreu unter ihrem Namen in 
legalen Wohnungen, arbeiten oder 
studieren. Und wir fragen noch mal— 
wo ist der Sinn hinsichtlich der 


TerroristInnenbekämpfung? Genau! 


Rasterfahndung in Göttingen 


An der Universität Göttin- 
genhatam 13.11.01 nach 
der Anfrage des Landes- 
kriminalamtes (LKA) vom 
06.11.01 auf Grundlage 
des neuen Gefahrenab- 
wehrgesetz eine Raster- 
fahndung stattgefunden. 
Die Daten von 289 Stu- 
denten aus islamischen 
Staaten wurden an das 
LKA weitergeleitet. 
Die Kriterien des Rasters 
beschränkten sich dabei 
auf die Herkunft aus ei- 
nem der 26 aufgeführten islamischen 
Ländern, männlichen Geschlechts 
und dem Alter zwischen 18 und 31 
Jahren. Die Studenten mussten seit 
dem 01.01.96 eingeschrieben sein. 
Der rassistische Hintergrund der 
Rasterfahndung stößt in Teilen der 
Göttinger Univerwaltung auf Zustim- 
mung. Sowurde von MitarbeiterInnen 
der Univerwaltung geäußert, dass die 
islamischen Studis ja eine Gefahr 
darstellen wurden, dasie z.B. im Stu- 
diengang Agrarwissenschaft Flug- 
stunden für Sprühflugzeuge mit Pflan- 
zenschutzmitteln nehmen könnten. 
So läßt sich für Göttingen konstatie- 
ren: Ziel der Rasterfahndung erreicht: 
islamische Studis unter General- 
verdacht! 


Weitere geplante Nettigkeiten in 
Kürze 


Die Bundeswehr soll künftig auch 
im Inneren eingesetzt werden kön- 
nen. Freuen wir uns also auf ei- 
nen von Panzern abgesperrten 
Reichstag, wenn einige 10.000 
Studis mal wieder gegen misera- 
ble Studienbedingungen demon- 
strieren. Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaf- 
ten (außer den etablierten christ- 
lichen Kirchen) unterfallen zukünf- 
tig den reaktionären Bestimmun- 
gen des Vereinsrechts und sind 
dadurch mit Auflagen und Verbo- 
ten direkt durch den Bundesinnen- 
minister bedroht. Festgelegt wur- 
de die Einführung eines einheitli- 


chen europäischen Haftbefehls, 
der Ausbau der Polizeibehörde 
Europol (die sowieso keiner Kon- 
trolle unterliegt), umfangreicher in- 
ternationaler Datenaustausch 
zwischen Geheimdiensten und 
anderen staatlichen Stellen. Sogar 
über eine standardisierte Auslie- 
ferung von potentiellen 
TerroristInnen an die USA wird 
nachgedacht, auch wenn sich die 
europäischen Staaten noch etwas 
schwer damit tun, weil es hier noch 
keine Todesstrafe gibt. 


Zwischenbilanz 


Die bereits durchgeführten und 
noch geplanten Maßnahmen ha- 
ben primär die zukünftige Total- 
überwachung und -kontrolle der 
Menschen im Auge und haben 
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wenig bis gar nichts mit Anti-Ter- 
ror-Maßnahmen zu tun sondern 
werden im Kielwasser der An- 
schläge vom 11. September einer 
aufgehetzten und verängstigten 
Bevölkerung nur als solche ver- 
kauft um sie entgegen jeglicher 
vernünftiger Erwägungen zu legi- 
timieren. 


Das tatsächliche Ziel und die logi- 
sche Folge: Staatlicher Rassis- 


mus! 


Neben dem Ziel den Menschen 
grundsätzlich total zu überwachen 
bildet sich immer mehr ein altes 
Muster heraus, dass uns schon 
länger anhand der Praxis der BRD 
bekannt ist. 

Wie es nicht anders zu erwarten 


war, richten sich viele der vorge- 
schlagenen und beschlossenen 
Maßnahmen vor allem gegen eine 
Gruppe von Menschen: 
AsylbewerberInnen und in 
Deutschland lebende sogenann- 
te AusländerInnen. Es ist kein 
Zufall, daß diese Kampagne der 
Sicherheitsfanatiker eindeutig ras- 
sistische Züge trägt, ist doch staat- 
licher Rassismus in Deutschland 
bereits in zahlreichen Gesetzen 
und anderen Praktiken verwirk- 
licht. Otto S. erklärte dazu im Bun- 
destag, „Wir werden über das Zu- 
wanderungsgesetz reden müs- 
sen“ und weiter „es ist eine Frage 
der Personen, die unter dem Zei- 
chen von Flüchtlings- oder Asyl- 
schutz zu uns kommen“. Denn, so 
Otto S.:" Da befinden sich auch ei- 
nige darunter, die dieses Asyl- und 
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Flüchtlingsrecht missbrauchen‘. 
Dabei muß mensch wissen, dass 
der von Schily vorgestellte Geset- 
zesentwurf für ein Zuwanderungs- 
gesetz ein in Gesetzesform vor- 
handenen staatlichen Rassismus 
beinhaltet, wie es ihn seit 1945 in 
Deutschland nicht mehr gegeben 
hat. So sieht der Gesetzesentwurf 
u.a. Internierungslager für (nicht 
straffällig gewordene) Flüchtlinge 
vor, bis über ihren Bleibestatus 
entschieden worden ist. Es wird 
diskutiert pro Lager mehrere tau- 
send Flüchtlinge zwangsweise un- 
terzubringen. Der nordrhein-west- 
fälische Regierungschef Clement 
(SPD) fordert, daß das Daten- 


sistische Hatz betrieben über de- 
ren Auswirkungen schon lange 
nicht mehr diskutiert wird. Deutli- 
cher wird dies noch anhand der 
Forderungen, die die verschiede- 
nen Innenminister in den letzen 
Tagen aufgestellt haben. Visa für 
Besucher aus „Problemstaaten“ 
(was auch immer damit gemeint 
ist) sollen restriktiv verteilt und Be- 
sucher aus eben diesen Staaten 
durch die Landesämter des Ver- 
fassungsschutzes obligatorisch 
überprüft werden (sogenannte 
Regelanfrage), so Manfred Püchel 
(SPD), der Innenminister Sach- 
sen-Anhalts. Der niedersächsi- 
sche Innenminister erklärte gar, 


Barrikadencontest gegen Abschiebungen (Grenzcamp 
2000 in Forst) 


schutzgesetz die Möglichkeit bie- 
ten müsse, die Identität von Ein- 
wanderern und Asylbewerbern 
festzustellen. Diese Äußerungen 
zeigen deutlich, was tatsächlich 
hinter den „neuen“ Forderungen 
zur Verschärfung der Inneren Si- 
cherheit steht. Durchgehend wer- 
den nicht erst in diesen Tagen die 
Forderungen nach Verstärkung 
der „Inneren Sicherheit“ mit Zu- 
wanderungsregulierung und stär- 
kerer Überwachung von soge- 
nannten AusländerInnen und 
Asylbewerberlnnen in Verbindung 
gebracht. Wieder einmal wird im 
bekannten deutschen Stil eine ras- 


der Verfassungsschutz solle bei 
der Entscheidung über Asyl- oder 
Einbürgerungsanträge, bei Visa- 
Verfahren und bei der Neugrün- 
dung ausländischer Vereine mit- 
reden dürfen. Nur gut für die in- 
nerdeutschen Hetzer wie 
Schröder, Ex-Sponti Fischer oder 
Ex-RAF Anwalt Otto S. dass der 
VS nie über ihr Bleiberecht in 
Deutschland zu entscheiden hat- 
te, denn dann hätten sie nach den 
von ihnen aufgestellten Kriterien 
nie eine Chance auf ein Bleibe- 
recht gehabt. 

In dem Ausländerzentralregister 
sollen nun auch Religions- und 


Volkszugehörigkeit sowie abge- 
lehnte Visa- Anträge und Verurtei- 
lungen wegen gefälschter Doku- 
mente gespeicherten werden, so 
die Innenminister. Diese Datei soll 
selbstverständlich für direkten 
Zugriff von Polizei und Ausländer- 
behörden zur Verfügung stehen. 

Dieser scheinbare Zusammen- 
hang bestimmt schon seit Jahren 
jede Debatte unter deutschen Po- 
litikern zu den Themen Zuwande- 
rung und Asyl. Durch die Raster- 
fahndung werden die hier leben- 
den Menschen außerdem nach 
Deutschen und „AusländerInnen“ 
sortiert. Das zeigt sich besonders 
durch die Einsichtnahme von stu- 
dentischen Daten über 
Religionszugehörigkeit, 
Abstammung und 
Studienverhalten in den 
Archiven der Universitä- 
ten, womit jede(r) hier 
lebende Studentln bzw. 
jede(r) „Ausländerln" 
anhand rassistischer 
Merkmale automatisch 
zum Verdächtigen ge- 
stempelt wird. 

Indem eine ständige 
Bedrohung durch „die 
Fremden“ suggeriert 
wird, soll die „deutsche 
Gemeinschaft“ wieder 


einmal zusammen- 
wachsen. Der vermeint- 
lichen Bedrohung 


Deutschlands als Teil 
der selbsternannten „zivi- 
lisierten Welt“ wird im be- 
kannten Stil die Mobilma- 
chung des deutschen 
Mobs und des Sicherheitswahns 
entgegengesetzt. Einen scheinba- 
ren Anlass dafür bietet natürlich 
auch die Feststellung, daß zumin- 
dest einige der Attentäter von 
Manhattan und Washington jahre- 
lang unauffällig in Deutschland ge- 
lebt haben. Und genau da liegt 
auch schon der Haken: Alle 
Schreie nach verstärkter Sicher- 
heit verhallen angesichts der be- 
reits erwähnten Tatsache, daß kei- 
ne der oben genannten „Vorschlä- 
ge“ bzw. bereits durchgesetzten 
Verschärfungen des Polizei- 
staates verhindern können, daß 
sich sogenannte „Schläfer“ auch 


in Deutschland aufhalten, dies 
geben sogar „Falken“ wie der Ex- 
BND Chef Klaus Kinkel zu, ohne 
allerdings daraus die scheinbar 
logische Konsequenz zu ziehen 
von solchen Methoden Abstand zu 
nehmen. 

Es kann nicht darum gehen, den 
vermutlich hinter den Anschlägen 
stehenden politischen Islamismus 
zu verteidigen. Doch darum, die- 
sen tatsächlich politisch zu be- 
kämpfen, geht es den etablierten 
Politikern auch keineswegs, denn 
dazu wären sie auch gar nicht fä- 
hig. In ihrer Hilflosigkeit, sich die 
Entstehung eines solchen zu er- 
klären, wird vielmehr zu einem 
Rundumschlag gegen alle 
Ausländerinnen bzw. 
AsylbewerberInnen ausgeholt, der 
wie immer nur einem Abbild der 
rassistischen Methoden deutscher 
Politik entspricht. Neu ist aller- 
dings, dass besonders „integrier- 
te AussländerInnen‘, also 
Migrantinnen die sich dem deut- 
schen Wertesystem untergeord- 
net haben, Opfer dieser Politik 
werden. Im Kampf gegen soge- 
nannte „Schläfer“, geraten gera- 
de diejenigen ins Blickfeld, die bis- 
lang als unauffällig galten. Dass 
sie sich genau an geltendes Recht 
halten und so gar so hinterhältig 
sind die GEZ-Gebühren zu zah- 
len, dient den Behörden nun als 
Begründung gegen sie vorzuge- 
hen. Wer sich als Migrantln in 
Deutschland nicht an geltendes 
Recht hält, dem droht die Abschie- 
bung, wer sich jedoch daran hält, 
dem droht erst recht die Abschie- 
bung oder andere Sanktionen. 


Wieso der Polizeistaat und wieso 
jetzt? 


Die jetzt gemachten Vorschläge 
die der Herauskristallisierung ei- 
nes autoritären Staates dienen, 
tragen der neoliberalen Strategie 
in Zeiten der Globalisierung Rech- 
nung. Denn nachdem die System- 
gegensätze Staatssozialismus — 
„freie Marktwirtschaft‘ weggefallen 
sind, war die Notwendigkeit für 
einen kapitalistischen „Wohlfahrts- 


staat‘ nicht mehr gegeben. Außer- 
dem ließen sich im Rahmen der 
tayloristischen Technologien und 
Arbeitsprozesse die Kapitalprofite 
nicht beliebig steigern, was zur 
Folge hatte, dass der Akkumulat- 
ions- und WachstumsprozeßR ins 
Stocken geriet. Der bis Ende der 
80er Jahre vorherrschende 
Fordismus geriet zunehmend in 
die Krise. Dadurch erschien es so 
als wäre die Krise des Fordismus 
eine Krise des Sozialstaates. Tat- 
sächlich war es eher so, dass die 
ökonomische Basis des wohlfahrt- 
staatlichen Kapitalismus ins Wan- 
ken geriet. Die Vereinbarkeit von 
Kapitalprofit und Massenwohlfahrt 
hatte ein Ende gefunden. Und 
damit entfiel auch die Grundlage 
für den den Fordismus charakte- 
risierenden Klassenkompromiss. 
Die Folgen dieser Entwicklung 
sind stärkere Armut auch in den 
westlichen Industriestaaten, im- 
mer größerer werdende Schere 
zwischen Arm und Reich, Ausdün- 
nung der Mittelschicht, Wegfall 
von sozialen Sicherheiten usw. 

Um sich an die auch selbst- 
geschaffenen Bedingungen der 
Globalisierung anzupassen, ist der 
„Wohlfahrtsstaat“ zunehmend 
zum „nationalen Wettbewerbs- 
staat“ transformiert worden. Als 
Folge des geschilderten Abbau 
des Sozialstaates kam und kommt 
es auch gerade in diesen Tagen 
zu einem raschen Ausbau des 
Polizei- und Überwachungs- 
staates. Während die nationalen 
Grenzen zwischen den kapitalisti- 
schen Zentren teilweise abgebaut 
werden (Schengener Abkom- 
men), werden die Außengrenzen 
der kapitalistischen Zentren ex- 
trem hochgerüstet (z.B.,Festung 
Europa“ und Mauer zwischen den 
USA und Mexiko). Außerdem wer- 
den die Militärbudgets wieder 
enorm gesteigert und die Armeen 
zu globalen 
„Kriseninterventionseingreiftruppen“ 
umgebaut. Diese Entwicklung ist 
auch in der BRD zu beobachten, 
denn Deutschland will auch als 
starke Militärmacht ihren An- 
spruch auf eine Weltmachtrolle 
bekräftigen. Mit dem Führungs- 
kommando beim Mazedonienein- 
satz haben sie das mehr als un- 


eD 


terstrichen. 

Aber der nationale Wettbewerbs- 
staat tritt natürlich nicht nur nach 
außen sondern auch nach innen 
repressiv auf. Somit wird die bür- 
gerliche Demokratie nach innen 
wie nach außen immer mehr zu 
einem Mechanismus der 
Ausgrenzung derer, die im Sinne 
des globalen 
Akkumulationsprozess als über- 
flüssig, störend oder gefährlich 
erscheinen. Da das vorrangige 
Ziel somit eine selektive Mobilma- 
chung der gesellschaftlichen Kräf- 
te für den internationalen Wettbe- 
werb ist, wird nötigenfalls auch mit 
Gewalt gegen die Interessen vor- 
gegangen die diesem im Wege 
stehen. Dafür bereiten die Geset- 
ze zur „Inneren Sicherheit“ den 
Weg. Dadurch dass die Regieren- 
den die Fähigkeit zu integrativen 
sozialen Regulation verlieren, tre- 
ten immer mehr soziale und regio- 
nale Ungleichheiten und Spaltun- 
gen hervor. Die Zugehörigkeit zu 
einem regionalen „Standort“ wird 
immer wichtiger, dies führt zu 
Wanderungs- und Flucht- 
bewegungen. Als Folge daraus 
auch zur gewaltsamen 
Abschottung gegen die Ausge- 
grenzten. Diese Entwicklung ver- 
stärkt die derzeitige Konjunktur 
von Nationalismus, Rassismus 
und Fundamentalismus, was an- 
derseits die Einführung repressi- 
ver Maßnahmen gegen die Aus- 
gegrenzten erleichtert. Ein Kampf 
gegen diese restrikten Gesetze 
muß zwangsläufig immer ein 
Kampf gegen den Kapitalismus 
sein. 


I dieser Text stellt den Stand der Diskussion um 
die „Innere Sicherheit“ zum Zeitpunkt der 
Endstehung dieses Textes dar. Da sich sog. 
Sicherheitsexperten derzeit überbieten, wie eine 
noch perfektere Überwachung geschaffen werden 
kann, ist solch ein Text zwangsläufig kurz nach 
seiner Endstehung überholt. Trotzdem veran- 
schaulicht der Text gut, dass Rechtsstaats- 
prinzipien, die Jahrzehnte gegolten haben, 


innerhalb kürzester Zeit entsorgt werden können. 
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Wir dokumentieren hier unser Flugblatt anläßlich der Demo: „Kein Friede mit Deutsch- 
land“ am 17.11.2001 in Göttingen. Die Demo fand aufgrund der Bundestagsentscheidung, 
die dem deutschen Militär weltweite Kampfeinsätze erlaubt, statt. 


„we did not ask as such“ 


Die Auskunftslust des US- Vertei- 
digungsministers Rumsfeld offen- 
barte, dass Kanzler Schröder sei- 
ne Ankündigung - „Die Nach- 
kriegszeit ist vorbei! Deutschland 
trägt weltweit eine neue Verant- 
wortung!“ - mit einer Lüge einge- 
leitet hat. Die 3900 Soldaten ver- 
schiedener Truppengattungen, 
über deren Bereitstellung der Bun- 
destag vermutlich am Freitag ent- 
scheiden wird, waren mitnichten 
„von den USA angefordert‘ wor- 
den. Auch die Klarstellung des 
Pentagon änderte nichts an der 
Feststellung Rumsfields: Es gab 
die allgemeine Bitte um Hilfe, 
Deutschland selbst hat entschie- 
den, was es bereitstellen 
will.| (siehe Endnote) 


Der Weg Deutschlands in diesen 
Krieg erforderte somit einiges an 
Betteln. 

Diese deutsche Aufdringlichkeit 
sollte allerdings nicht weiter ver- 
wundern. 

Gegen die Öffentlichkeitsarbeit 
der Bundesregierung, die einmal 
mehr Wert darauf legt, als Getrie- 
bene zu erscheinen, steht nicht 
zuletzt die Politik der letzten Jah- 
re, in der die BRD längst ökono- 
misch und politisch weltweit als 
Macht agiert. Dabei liegt zwischen 
der Kohl- und der Schröder-Re- 
gierung kein Bruch. Von der di- 
plomatisch betriebenen Eskalie- 
rung der Konflikte in Jugoslawi- 
en mit der im Alleingang durch- 
gesetzten Annerkennung Kroati- 
ens und Sloweniens 199] über die 
Unterstützung der UCK im fol- 
genden bis zum Angriff der NATO 
gegen Jugoslawien 1999 - unter 
federführender deutscher Kriegs- 


diplomatie hat es noch jeder deut- 
sche Minister und haben es beide 
Kanzler verstanden, die Politik der 
BRDals das Nachvollziehen von 
Notwendigkeiten erscheinen zu 
lassen. Natürlich nicht, ohne stets 
die „besondere Verantwortung 
Deutschlands“ hervorzuheben und 
im gleichen Atemzug Auschwitz 
zu relativieren. 


Die Rolle, die das Militär für die 
deutsche (Außen-)Politik spielt, 
hat sich seit der „Deutschen Ein- 
heit“ von allen Beschränkungen 
gelöst, die die Besatzungsmächte 
der alten BRD auferlegt hatten 
(und die nicht, wie hierzulande 
einander lange versichert wurde, 
aus eigener Einsicht getroffen 
wurde). Von der Versicherung, 
von deutschem Boden solle nie 
wieder Krieg ausgehen, ist nichts 
geblieben als die Feststellung: 
„Die Nachkriegszeit ist vorbei“. 
Offensichtlich. 

Kein Gedanke daran, dass das et- 
was anderes bedeutet als „Wie 
doch die Zeit vergeht“. Kein Ge- 
danke daran, dass die Nachkriegs- 
zeit nicht einfach so vorüberging, 
sondern ihr Ende mit dem ersten 
Alleingang deutscher Politik be- 
gann: mit dem 10-Punkte-Plan zur 
deutschen Einheit der Regierung 
Kohl. Kein Gedanke daran, dass 
auf den damaligen Affront die 
Versicherung folgte, das wieder- 
vereinigte Deutschland werde sich 
- gerade auch militärisch - in eine 
europäische Union auflösen. Kein 
Gedanke daran, dass davon heute 
nicht mehr die Rede ist - europäi- 
sche Abstimmung findet nicht 
statt. 


All das wird von der deutschen 
Öffentlichkeit hingenommen und 
ignoriert. Es gibt keine gesell- 
schaftlich relevanten Gruppierun- 
gen mehr, die sich weigern, an der 
fraglosen Wiederaufnahme deut- 
scher Weltmachtsambitionen teil- 
zunehmen. Niemand äußert Un- 
verständnis, wenn Schröder jetzt 
vom Ende der Nachkriegszeit und 
einer Zäsur in der deutschen Au- 
ßenpolitik spricht, als wäre die 
Bombardierung Belgrads und die 
Anwesenheit deutscher Soldaten 
auf Gebieten, in denen die Wehr- 
macht ihren verbrecherischen 
Krieg führte, nicht längst die Zä- 
sur gewesen. Auch dass Joseph 
Fischer noch Mitte der 90er die 
Möglichkeit, deutsche Soldaten 
dahin schicken zu wollen, wo einst 
die Wehrmacht gehaust hat für 
absurd erklärt hatte, ist vergessen. 
Die mittlerweile selbst öffentlich- 
rechtlich bekannte Tatsache, dass 
Scharping, Schröder und Fischer 
1999 serbische KZs erfunden ha- 
ben, um den deutschen Krieg zu 
legitimieren scheint ebenfalls nie- 
manden zu stören. All die 
Niemande, die die deutsche Öf- 
fentlichkeit ausmachen, denen es 
ebenso gleichgültig ist, dass „un- 
ter den Augen der KFOR" aus Ge- 
genden des Kosovo die letzten 
Juden vertrieben wurden. 

Eine Fähigkeit zum Wegschauen 
und Vergessen wird deutlich, die 
sich für größere Ziele wird gebrau- 
chen lassen. Schon jetzt ist der 
erste deutsche Sieg im neuen 
Krieg eine Kleinigkeit, der Erwäh- 
nung kaum wert. War die Beteili- 
gung an der „Mazedonien-Missi- 
on“ noch Gegenstand einer hefti- 
gen Diskussion (inklusive Drohun- 
gen gegen dissidente sozialdemo- 
kratische und grüne 


PolitikerInnen), ist die mittlerweile 
vollzogene Übernahme des Kom- 
mandos in Mazedonien schon 
selbstverständlich. Was dort ge- 
schieht, interessiert nicht. Es wird 
schon im Namen der Menschen- 
und Minderheitenrechte seinen 
Weg gehen. Gegenüber dieser Öf- 
fentlichkeit hat es die Politik leicht, 
Einverständnis herzustellen, wann 
immer es gewünscht ist. Geht es 
doch in den deutschen Debatten 
nie um die Reformulierung von 
Machtpolitik und um die Militarisie- 
rung der Politik, sondern immer 
um „das Gute und Wahre‘. Wenn 
auch an den jugoslawischen KZs 


ES IST KRIEG ! 
PHEFELICHT 


nichts Wahres war und „das Gute“ 
in Wirklichkeit bisher immer die 
Herrschaftsambitionen von völki- 
schen und antisemitischen Terror- 
Organisationen wie der UCK wa- 
ren, es spielt keine Rolle. Immer, 
wenn es längst geschehen ist, be- 
richten auch die bürgerlichen Me- 
dien von diesen dann so genann- 
ten „unheiligen Allianzen“, im 
Tagesgeschäft wird fortgefahren, 
und die Öffentlichkeit diskutiert 
brav die Frage, ob es nicht Situa- 
tionen gibt, in denen Krieg die ein- 
zige Lösung ist. 


Dass Deutschland in der kurzen, 
aber gehaltreichen Geschichte 
seiner Wir- sind- wieder- wer -Wer- 


dung seit 1990 regelmäßig auf alte 
Fronten trifft- einmal wieder gegen 
Serbien, einmal wieder für 
Staatengründungen entlang völki- 
scher Linien, einmal wieder für 
kroatische Faschisten, einmal wie- 
der für muslimi-sche Antisemiten- 
stößt nicht auf Verwunderung, 
sondern auf allgemeines Ver- 
ständnis. Immer kreiste die Frage 
darum, ob Deutschland im Namen 
der Menschenrechte als „ultima 
ratio" Krieg führen dürfe, immer 
war es ein Streit um die Mittel, nie 
die Frage nach den Motiven. Die 
Definition von Menschrechten als 
dem Recht „ethnischer Gruppen“ 


ICH HAB 
SOLCHE ANGST 
UM DICH / 


wird nicht in Frage gestellt - als 
wüsste niemand um den Brand- 
satz, den das Eintreten für die 
Rechte von „Volksgruppen“ insbe- 


sondere in der deutschen Politik 


immer bedeutet. 

Gegen alle Propaganda von der 
Erwartung der „westlichen Welt“, 
der Deutschland nur folge, um 
nicht wieder auf einen „Sonder- 
weg" zu geraten zeigt die jetzige 
Situation, dass Deutschland auf 
dem Weg in den alten Sonderweg 
ist. Deutsche Militärmacht enthält 
ihr bedrohliches Potential, nicht 
obwohl, sondern weil sie einge- 
setzt wird unter der Zuhilfenahme 
von moralischer Begründung. 
Hierzulande besteht immer die hi- 
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storisch verbürgte Gefahr, dass 
dem eigenen Anspruch, für „das 
Gute“ zu stehen, geglaubt wird. 
Selbst von der Politik und dem 
Militär. Die Rot - Grüne - Regie- 
rung und ihre loyale Friedensbe- 
wegung scheinen in deutscher 
Tradition verrückt genug, an ihrer 
Auffassung die Welt genesen zu 
lassen. Was finge wohl eine Re- 
gierung die aus ihren Ressenti- 
ments keinen Hehl mehr macht, 
wie es die FAZ, wie es die Rechte 
bereits fordert, mit der Macht an, 
die rot-grün so begierig militärisch 
buchstabiert? 

Dass weite Teile der „deutschen 
Friedensbewegung" der Bundes- 
regierung ihre „Vasallentreue“ vor- 
werfen, wird die freuen. Es wird 
genügend Gelegenheit geben, zu 
erklären, dass sie gar nicht so treu 
war, und es wird ihr auch geglaubt 
werden, wenn sie eines Tages er- 
klärt, sie sei da in etwas hineinge- 
zogen worden, und es sei nicht 
ihre Verantwortung gewesen. Ei-- 
nes sei hier schlicht festgehalten: 
so ist es nicht gewesen. 


Den deutschen Militär- 
ambitionen sei ein frühes Sta- 
lingrad gewünscht. 


1 Q: (Off mike) -- the military campaign, 
German forces into the military campaign, and 
you asked for 3,900 troops. So we would like 
to know when and where they will be deployed 
and needed, and why you need those special 
forces. Aren'tthere enough American Special 
Forces, or are we better? (Laughter.) 
Rumsfeld: The last portion of that question I 
would never think of answering. (Laughter.) And 
I think that ours are all well trained and well 
equipped and effective. 

Just to rephrase your question a little bit, we 
did not ask as such. We asked for broad 
support; we asked people to come forward with 
what they thought would be appropriate and 
what they felt was comfortable for them, as 
opposed to our asking for certain specific 
things, which we tend not to do. And my 
answer's the same from there on, that it's upto 
Germany to characterize what it is they're 
doing. 

Q: When will they be involved? Do you know 
that? 

Rumsfeld: That's their call. 


He answer ng friend ta Maciins ine the end... 


Mal sehen 


Vieleicht Nein Weiß nicht 


Jein 


DER ENTSCHEIDUNGSWÜRFEL ZUM SELBERBAUEN. 


